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Gemeinde Rastede
Der Bürgermeister

Feuerschutzausschuss

E i n l a d u n g 
 
Gremium: Feuerschutzausschuss - öffentlich
Sitzungstermin: Dienstag, 26.05.2026, 17:00 Uhr
Ort, Raum: Ratssaal des Rathauses, Sophienstr. 27, 26180 Rastede

 
 

Rastede, den 13.05.2026
1. An die Mitglieder des Feuerschutzausschusses
2. nachrichtlich an die übrigen Mitglieder des Rates
 
 
Hiermit lade ich Sie im Einvernehmen mit dem Ausschussvorsitzenden zu einer
Sitzung mit öffentlichen Tagesordnungspunkten ein.
 
 

Tagesordnung:

Öffentlicher Teil
 
TOP 1 Eröffnung der Sitzung

 
TOP 2 Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung, der Beschlussfähigkeit und 

der Tagesordnung
 

TOP 3 Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung vom 17.11.2025
 

TOP 4 Einwohnerfragestunde
 

TOP 5 Löschwasserkonzept
Vorlage: 2026/077
 

TOP 6 Einrichtung einer Unterstützungsabteilung für die Freiwilligen Feuerwehren
Vorlage: 2026/076
 

TOP 7 Fortschreibung des Feuerwehrbedarfsplan
Vorlage: 2026/074
 

TOP 8 Sachstand Katastrophenschutz
Vorlage: 2026/078
 

TOP 9 Notstromversorgung im Falle eines Blackouts - Antrag der CDU-Fraktion
Vorlage: 2026/081
 

TOP 10 Anfragen und Hinweise
 

 



Einladung
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TOP 11 Einwohnerfragestunde

 
TOP 12 Schließung der Sitzung
 
 
Mit freundlichen Grüßen
gez. Krause
Bürgermeister
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 Gemeinde Rastede
Der Bürgermeister

 

B e s c h l u s s v o r l a g e 
 

Vorlage-Nr.: 2026/077
freigegeben am 12.05.2026
 
GB 2 Datum: 04.05.2026
Sachbearbeiter/in: Schlingermann, Sabrina

 

Löschwasserkonzept
 
 
Beratungsfolge:
Status Datum Gremium
Ö 26.05.2026 Feuerschutzausschuss
N 02.06.2026 Verwaltungsausschuss

 
 
 
Beschlussvorschlag:
 
Das Löschwasserkonzept der Gemeinde Rastede wird zur Kenntnis genommen.
 
Die Verwaltung wird beauftragt, die im Löschwasserkonzept enthaltenen
Maßnahmen in Abstimmung mit der Freiwilligen Feuerwehr umzusetzen. 
 
Die benötigten Mittel für die Planung der Anschaffung eines Großtanklöschfahrzeugs
und der Bereitstellung von Behelfslöschwasserbehältern werden im Haushalt 2027
zur Verfügung gestellt. 
 
 
Sach- und Rechtslage:
 
Gemäß § 2 Niedersächsisches Brandschutzgesetz (NBrandSchG) obliegt den
Gemeinden der abwehrende Brandschutz sowie die Hilfeleistung in ihrem Gebiet.
Zur Erfüllung dieser Aufgaben sind die Gemeinden verpflichtet, eine leistungsfähige
Feuerwehr entsprechend den örtlichen Gegebenheiten aufzustellen und zu
unterhalten. Dazu gehört insbesondere auch die Sicherstellung einer
Grundversorgung mit Löschwasser. 
 
Maßnahmen für einzelne Objekte, die aufgrund der Nutzung des Gebäudes einen
erhöhten Löschwasserbedarf erfordern, werden im Rahmen der Baugenehmigung
auferlegt und sind nicht Bestandteil der allgemeinen Grundversorgung mit
Löschwasser. 
 
Die Grundversorgung im Gemeindegebiet erfolgt über das Hydrantennetz des
Oldenburgisch-Ostfriesischen-Wasserverbandes (OOWV), über Löschteiche,
sonstige Wasserentnahmestellen und Löschbrunnen.
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Erfahrungen aus bisherigen Einsätzen sowie Rückmeldungen der
Feuerwehreinheiten zeigen jedoch, dass in einzelnen Bereichen der Gemeinde keine
ausreichende Löschwasserversorgung gewährleistet ist. Durch die zunehmenden
klimatischen Veränderungen, insbesondere längere Trockenperioden, besteht
zusätzlich die Gefahr, dass in vorhandenen Löschteichen kaum noch Wasser
verfügbar ist. 
 
Vor diesem Hintergrund hat die Verwaltung die Erstellung eines
Löschwasserkonzepts beauftragt, das die aktuelle Versorgungssituation mit dem
Soll-Zustand vergleicht und daraus Maßnahmen zur Sicherstellung der
Grundversorgung ableitet. Die Erstellung des Konzeptes wurde von der Firma
FORPLAN DR. SCHMIEDEL GmbH übernommen. Die Vorstellung des Konzeptes
erfolgt im Feuerschutzausschuss durch die beauftragte Firma. 
 
Die Ergebnisse zeigen, dass die Bereiche mit unzureichender
Löschwasserversorgung größtenteils mit den Rückmeldungen der Feuerwehren
übereinstimmen. Betroffen sind vor allem Gebiete mit geringer Besiedelung. In den
Gewerbegebieten Rastede (Königstraße, An der Brücke, Heinemann Straße,
Bürgermeister-Brötje-Straße) und Gewerbegebiet Klein Feldhus, kann derzeit mit den
vorhandenen Löschwasserentnahmestellen der Grundschutz nicht sichergestellt
werden. 
 
Um für die Gemeinde Rastede die Grundversorgung mit Löschwasser
sicherzustellen, sind zwei Maßnahmen aus dem Konzept besonders hervorzuheben:
 
1.) Beschaffung von Behelfslöschwasserbehältern für die Gewerbegebiete
Rastede und Klein Feldhus
Aus der Darstellung des Rohrleitungssystems geht hervor, dass die erforderliche
Löschwasserentnahme in den betreffenden Gewerbegebieten über Hydranten nicht
zuverlässig sichergestellt werden kann. Im Gewerbegebiet Klein Feldhus sind die
Hydranten an dieselbe Rohrleitung angeschlossen, sodass eine gleichzeitige
Entnahme aus mehreren Hydranten nicht möglich ist.
 
Alternative Entnahmestellen sind grundsätzlich vorhanden, decken jedoch den
Löschwasserbedarf nicht vollständig ab. Zudem steht in Trockenperioden teilweise
kein ausreichendes Löschwasser zur Verfügung. 
 
Die Entwicklung der Trinkwasserversorgung verläuft in eine gegensätzliche Richtung
zum Bedarf der Löschwasserversorgung im Brandfall. Während Trinkwassernetze
auf Effizienz und geringe Durchflussmengen ausgelegt werden, wird im Schadensfall
eine größere Löschwassermenge in kurzer Zeit benötigt. Der Ausbau des
bestehenden Versorgungssystems mit Hydranten kommt somit nicht zum Tragen.
Der Bau von weiteren Löschwasserbrunnen oder Löschteichen wäre mit erheblichen
Kosten verbunden und ist unter Berücksichtigung der Klimaveränderungen nicht
zielführend.
 
Vor diesem Hintergrund wird vorgeschlagen, in den Gewerbegebieten eine
ausreichende Löschwasserreserve in Form von Behelfslöschwasserbehältern
bereitzustellen. Diese Behälter sollten ein Mindestvolumen von 100.000 Litern
aufweisen. 
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Die Errichtung einer solchen Wasserreserve kann beispielweise durch den Einsatz
sogenannter Löschwasserkissen erfolgen. Dabei handelt es sich um flexible, mobile
Wassertanks, die oberirdisch auf einem ebenen und stabilen Untergrund installiert
werden. Die Standortwahl und die Installation erfolgen in Abstimmung mit der
Feuerwehr unter Berücksichtigung geeigneter, verfügbarer Flächen. 
 
2.) Beschaffung eines Großtanklöschfahrzeugs mit einer Tankkapazität von
10.000 bis 15.000 Litern
In weniger dicht besiedelten Gebieten kann die Sicherstellung der
Löschwasserversorgung über lange Wegestrecken erforderlich sein. In solchen
Fällen müssen die Löschfahrzeuge eine ausreichende Löschwassermenge
mitführen, bis eine Wasserversorgung über eine längere Strecke aufgebaut oder ein
Pendelverkehr eingerichtet wird. 
 
Ein solcher Pendelverkehr kommt insbesondere auch bei speziellen Einsatzlagen
zum Tragen, etwa bei Brandeinsätzen auf Autobahnen, Bundes- und Landesstraßen
außerhalb geschlossener Ortschaften, auf Bahnanlagen oder Schienenabschnitten,
wo eine direkte Wasserentnahme vor Ort nicht möglich ist. 
 
Derzeit beträgt die theoretisch verfügbare Löschwassermenge aller wasserführenden
Fahrzeuge zusammen 20.400 Liter. Die vollständige Nutzung dieser Kapazität setzt
voraus, dass alle Fahrzeuge gleichzeitig an einer Einsatzstelle verfügbar sind. Aus
einsatztaktischen Gründen und zur Aufrechterhaltung des Grundschutzes für
mögliche parallele Einsätze ist dies jedoch nicht regelmäßig umsetzbar. 
 
Um die Effizienz der Löschwasserversorgung in infrastrukturell schwach
erschlossenen Gebieten zu erhöhen und den Pendelverkehr zuverlässig zu
gewährleisten, wird daher der Einsatz eines Tanklöschfahrzeugs mit einem
Fassungsvermögen von 10.000 bis 15.000 Litern empfohlen. Die Umsetzung kann
durch die Umrüstung gebrauchter Tankfahrzeuge, beispielsweise aus der
Lebensmittelbranche erfolgen. Auch individuell aufgebaute Lösungen auf Basis
gebrauchter Fahrgestelle sind denkbar und in der Regel kostengünstiger als die
Neubeschaffung eines neuen Großtanklöschfahrzeugs. 
 
Die Planung, Beschaffung und Unterbringung eines solchen Fahrzeugs sollen in
enger Abstimmung mit der Feuerwehr erfolgen. Die hierfür entstehenden Kosten sind
im Haushaltsplan 2027 zu berücksichtigen. 
 
Alle weiteren im Konzept enthaltenen Maßnahmen sollen sukzessive umgesetzt
werden. Die feuerwehrtaktischen Maßnahmen werden seitens der Feuerwehr
durchgeführt. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen:
 
Die Anschaffungskosten für die Errichtung eines Löschwasserkissens belaufen sich
auf ca. 20.000 Euro. Hinzu kommen gegebenenfalls noch die Kosten für die
Einzäunung sowie der Herstellung einer geeigneten Zufahrt für die
Feuerwehrfahrzeuge. Hier ist mit Kosten von ca. 10.000 Euro zu rechnen. 
 
Die Kosten für die Planung zur Anschaffung eines Fahrzeugs mit einem
großvolumigen Wassertank belaufen sich auf ca. 6.000 Euro. Die daraus ermittelten
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Kosten sind in den Folgejahren im Haushalt aufzunehmen. 
 
Die Haushaltsmittel sind im Haushaltsjahr 2027 einzuplanen. 
 
 
Auswirkungen auf das Klima:
 
Die Auswirkungen auf das Klima werden im Rahmen der Beschaffungen ermittelt. 
 
 
Anlagen:
 
Anlage 1 – Entwurf Löschwasserkonzept für die Gemeinde Rastede
 



Entwurf  

Löschwasserkonzept für die  

Gemeinde Rastede 

 

 

Stand 12.05.2026 

kobbe
Textfeld
Anlage 1 zu Vorlage 2026/077
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 In der Raste 24 
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 www.forplan.de 

 forplan@forplan.de 
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Hinweis: 

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im Text an einigen Stellen verallgemeinernd 

das generische Maskulinum verwendet. Diese Formulierungen umfassen gleichermaßen 

alle Geschlechter. 
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1 Zielsetzung 

Nach § 2 NBrandSchG Abs. 1 obliegt den Gemeinden der abwehrende Brandschutz und die 

Hilfeleistung in ihrem Gebiet. Zur Erfüllung dieser Aufgaben haben sie eine den örtlichen 

Verhältnissen entsprechende leistungsfähige Feuerwehr aufzustellen, auszurüsten, zu un-

terhalten und einzusetzen. Dazu haben sie insbesondere: 

1. die erforderlichen Anlagen, Mittel, einschließlich Sonderlöschmittel, und Geräte be-

reitzuhalten, 

2. für eine Grundversorgung mit Löschwasser zu sorgen, 

3. für die Aus- und Fortbildung der Angehörigen ihrer Feuerwehr zu sorgen und 

4. Alarm- und Einsatzpläne aufzustellen und fortzuschreiben sowie Alarmübungen 

durchzuführen. 

Darüber hinaus gilt nach § 2 NBrandSchG Abs. 4 Nr. 2, dass die Gemeinde bei baulichen 

Anlagen oder Grundstücken mit erhöhter Brandgefahr oder besonderem Gefährdungspo-

tenzial die baurechtlich verantwortlichen Personen verpflichten kann, einen über die allge-

meine Grundversorgung hinausgehenden Löschwasservorrat für die Brandbekämpfung be-

reitzuhalten. 

Nach § 41 NBauO Abs. 1 Satz 2 muss zur Brandbekämpfung eine ausreichende Wasser-

menge in einer den örtlichen Verhältnissen entsprechenden Weise zur Verfügung stehen. 

Ziel des Löschwasserkonzeptes ist die systematische Ermittlung und Dokumentation des 

Löschwasserbedarfs für den Grundschutz im Gemeindegebiet sowie die Identifikation be-

stehender Unterdeckungen und die Entwicklung geeigneter Kompensationsmaßnahmen. 

Als Arbeitsgrundlage dienen dabei: 

• Information der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren und des 

Deutschen Feuerwehrverbandes in Abstimmung mit dem DVGW Deutscher Verein 

des Gas- und Wasserfaches e. V. - Löschwasserversorgung aus Hydranten in 

öffentlichen Verkehrsflächen 

• Empfehlungen der Arbeitsgemeinschaft der Leiterinnen und Leiter der Berufsfeuer-

wehren und des Deutschen Feuerwehrverbandes - Anforderungen an die 

Löschwasserversorgung im Objektschutz 

• Niedersächsisches Gesetz über den Brandschutz und die Hilfeleistung der 

Feuerwehr (Niedersächsisches Brandschutzgesetz - NBrandSchG) 

• Verordnung über die kommunalen Feuerwehren (Feuerwehrverordnung - 

FwVO ) 

• Merkblatt des Niedersächsischen Ministeriums für Inneres und Sport, des Landes-

feuerwehrverbandes Niedersachsen, der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufs-

feuerwehren in Niedersachsen und der Arbeitsgemeinschaft Vorbeugender Brand-

schutz in Niedersachsen – Löschwasserwasserversorgung 

• Technische Regel Arbeitsblatt W 405 1 - Bereitstellung von Löschwasser durch 

die öffentliche Trinkwasserversorgung vom DVGW-Technischen Komitee 

„Wasserverteilung" 

• Niedersächsische Bauordnung (NBauO) 
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2 Die Feuerwehr der Gemeinde Rastede 

Die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde Rastede, mit ihren mehr als 23.000 Einwohnern, 

ist entsprechend den Vorgaben der Feuerwehrverordnung des Landes Niedersachsen 

(FwVO) organisatorisch gegliedert und umfasst mehrere Einheiten unterschiedlicher Aus-

stattungsstufen. Hierzu zählen die Schwerpunktfeuerwehr Rastede sowie die Stützpunkt-

feuerwehren Hahn, Loy-Barghorn und Ipwege-Wahnbek. Ergänzend bestehen die Feuer-

wehren mit Grundausstattung in Neusüdende und Südbäke. Diese gestufte Organisations-

struktur dient der Sicherstellung einer flächendeckenden und den örtlichen Erfordernissen 

angepassten Gefahrenabwehr. Die Standorte der Feuerwehrhäuser der Löscheinheiten ist 

in Abb. 1 dargestellt. 

Die Festlegung der bedarfsgerechten Alarmierungsstruktur erfolgt unabhängig von admi-

nistrativen Grenzen der Gemeindeteile und orientiert sich ausschließlich an einsatztakti-

schen Erfordernissen. Zielsetzung ist es, in Abhängigkeit vom jeweiligen Einsatzort vorran-

gig die örtlich nächstgelegene Feuerwehr zu alarmieren, um unverzüglich erste Einsatz-

maßnahmen einzuleiten. Ergänzend erfolgt lageabhängig oder bereits vorab in der Alarm- 

und Ausrückeordnung (AAO) festgelegt, die Alarmierung weiterer unterstützender Einhei-

ten, sodass sowohl eine möglichst kurze Eintreffzeit als auch eine den Erfordernissen ent-

sprechende, wirkungsvolle Einsatzabwicklung sichergestellt werden können. Im Bereich 

der Löschwasserversorgung ist diese Vorgehensweise dahingehend konkretisiert, dass be-

reits auf Grundlage festgelegter Einsatzstichworte eine unmittelbare Alarmierung zusätzli-

cher Einheiten vorgesehen ist und in der Einsatzpraxis konsequent Anwendung findet. Eine 

Übersicht der Objekte, für welche auch bei einem niedrigschwelligerem Alarmstichwort zu-

sätzliche Einheiten alarmiert werden, ist in Abb. 2 dargestellt. 

In der Vergangenheit hat sich jedoch gezeigt, dass bei zahlreichen Brandeinsätzen in länd-

lich geprägten Bereichen sowie in Gebieten mit gewerblicher Nutzung eine gesicherte und 

ausreichende Löschwasserversorgung nicht in jedem Fall gewährleistet war. Insbesondere 

Brandeinsätze in einzelnen Gewerbebetrieben haben gezeigt, dass die im Rahmen von 

Baugenehmigungsverfahren zugrunde gelegten Löschwassermengen in der initialen bzw. 

„heißen Phase“ eines Brandereignisses unmittelbar an der Einsatzstelle nicht in ausreichen-

dem Maße zur Brandbekämpfung zur Verfügung gestanden haben. 

Die zusätzlich erforderlichen Löschwassermengen mussten daher mit erheblichem techni-

schem und organisatorischem Aufwand durch den Einsatz von Tanklöschfahrzeugen sowie 

durch den Aufbau von Schlauchleitungen über größere Distanzen zur Einsatzstelle heran-

geführt werden. 

Zu den Brandeinsätzen in der Vergangenheit sind zukünftig auch das bereits vorhandene 

Gefahrenpotential innerhalb des Gemeindegebiets zu betrachten: 

• Die Bundesautobahn 29 (BAB 29) weist innerhalb des Gemeindegebietes einen 

Streckenabschnitt von etwa 10 km ohne gesicherte Löschwasserversorgung auf. In 

diesem Bereich ist eine Wasserversorgung lediglich unter erheblichem technischem 

und organisatorischem Aufwand eingeschränkt möglich. Zur Sicherstellung der 

Löschwasserversorgung ist daher regelmäßig der Einsatz eines Pendelverkehrs 

durch Tanklöschfahrzeuge erforderlich. 
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• Die Bahnlinie Oldenburg/Wilhelmshaven durchquert das Gemeindegebiet auf gan-

zer Länge. Darüber hinaus kommt der Strecke eine erhebliche Bedeutung im Gü-

terverkehr, unter anderem auch mit Gefahrgut, zu. Über diese Verbindung werden 

Güter transportiert, die im JadeWeserPort in Wilhelmshaven umgeschlagen werden. 

Hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang der kontinuierlich zunehmende Con-

tainertransport vom Containerterminal Wilhelmshaven, wodurch die verkehrliche 

Relevanz der Strecke sowie die hieraus resultierenden Anforderungen an die Ge-

fahrenabwehr fortlaufend zunehmen.  

• Errichtung von Solarbatterieparks als stationäre Energiespeicheranlagen, die der 

Aufnahme, Speicherung und bedarfsgerechten Abgabe elektrischer Energie, insbe-

sondere aus erneuerbaren Energiequellen wie Photovoltaikanlagen, dienen. Sie be-

stehen in der Regel aus einer Vielzahl von Batterieeinheiten, überwiegend auf Basis 

von Lithium-Ionen-Technologie. Aus feuerwehrtechnischer Sicht stellen Solarbatte-

rieparks besondere Gefahrenobjekte dar. Insbesondere besteht bei Beschädigung 

oder Fehlfunktion einzelner Batteriesysteme die Gefahr eines sogenannten Thermi-

sches Durchgehens, welches zu einer unkontrollierten Wärmeentwicklung, Brand-

ausbreitung sowie zur Freisetzung gesundheitsgefährdender und toxischer Brand-

gase führen kann. Darüber hinaus ist aufgrund der hohen Energiedichte der Batte-

riesysteme mit einem erhöhten Kühl- und Löschwasserbedarf zu rechnen. 

• Im gesamten Gemeindegebiet ist infolge klimatischer Veränderungen eine zuneh-

mende Austrocknung offener Löschwasserentnahmestellen, wie beispielsweise Bä-

che, Teiche oder Regenrückhaltebecken, festzustellen. Diese Entwicklung tritt nicht 

mehr ausschließlich saisonal, sondern zunehmend ganzjährig auf und führt zu einer 

erheblichen Einschränkung der Verfügbarkeit geeigneter Löschwasserressourcen. 
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Abb. 1: Feuerwehrstandorte in der Gemeinde Rastede 
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Abb. 2: Objekte mit zusätzlicher Alarmierung von Einsatzkräften nach AAO 
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3  Löschwasserbedarf 

Der Löschwasserbedarf ist die Wassermenge, die zur wirksamen Brandbekämpfung und 

zum Schutz angrenzender Objekte benötigt wird. Ist nicht genügend Wasser verfügbar, 

kann sich ein Brand unkontrolliert ausbreiten und Menschen sowie Sachwerte gefährden. 

Der Bedarf hängt unter anderem von Brandlast, Bauweise, Nutzung und Umgebung eines 

Objekts ab. Das Löschwasserkonzept beschreibt den Bedarf an Fahrzeugen, Technik und 

taktischen Vorgaben (AAO), um mit der vorhandenen Löschwasserversorgung einen Ein-

satzerfolg der Feuerwehr im Schadensfall sicherzustellen. Grundsätzlich wird beim Lösch-

wasserbedarf zwischen dem Grundschutz und dem Objektschutz unterschieden. Der 

Grundschutz richtet sich dabei nach der baulichen Nutzung und der Gefahr der Brandaus-

breitung in einem Gebiet, während sich der Objektschutz auf Einzelobjekte bezieht. 

In der Fachempfehlung der Arbeitsgemeinschaft der Leiterinnen und Leiter der Berufsfeu-

erwehren und des Deutschen Feuerwehrverbandes „Anforderungen an die Löschwasser-

versorgung im Objektschutz“ wird unter anderem auch der Grundschutz für den Löschwas-

serbedarf definiert: 

Grundschutz: Löschwasservolumen (Löschwasserrate x Dauer), das in der Regel auf Basis 

der Brandschutzgesetze der Länder durch die Gemeinde bereitzustellen ist. Die Bemessung 

ergibt sich üblicherweise nach dem DVGW Arbeitsblatt W405 und bezieht sich auf die im 

betrachteten Bereich zulässige Bebauung (Bebauungsplan) bzw. tatsächlich vorhandene 

maßgebende Bebauung. Bei Einhaltung der Vorgaben der Bauleitplanung (Bebauungsplan) 

hinsichtlich der Größe (Maß) und Nutzung (Art) wird die potenziell benötigte Löschwasser-

menge regelmäßig durch den kommunal bereitzustellenden Grundschutz gedeckt. 

Die Empfehlung der AGBF bezieht sich also nicht nur auf die Löschwassermenge, die zum 

Löschen eines Feuers notwendig ist, sondern berücksichtigt auch den zeitlichen Aspekt des 

gesamten Löscheinsatzes, einschließlich der Phase der Nachlöscharbeiten. Dies bedeutet, 

dass nicht nur die Menge des Wassers für das initiale Löschen des Brandes, sondern auch 

für die erforderlichen Maßnahmen zur endgültigen Brandbekämpfung – wie die Kontrolle 

und den Nachlöscharbeiten – eingeplant werden muss. 

Der zeitliche Ansatz ist wichtig, weil er hilft, die Gesamtmenge an Löschwasser zu berech-

nen, die während des gesamten Einsatzes benötigt wird. Durch diese Berücksichtigung des 

gesamten Zeitrahmens können die Feuerwehren besser einschätzen, wie viel Löschwasser 

sie in welchem Zeitraum tatsächlich benötigen, um einen Brand zu bekämpfen und die 

Situation sicher unter Kontrolle zu bringen.  

Beispielberechnung Löschwasserbedarf 

Gebäudetyp: Wohngebäude 

Gebäudeklasse: 1–2 

Grundlage: DVGW-Arbeitsblatt W 405 in Verbindung mit Fachempfehlung der AGBF 

- Löschwasserbedarf: 800 Liter/Minute 

- Löschdauer: 60 Minuten 

Gesamtmenge = Löschwasserbedarf × Löschdauer 
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     = 800 Liter/Minute × 60 Minuten = 48.000 Liter 

 

Für ein Wohngebäude der Gebäudeklasse 1–2 mit einem Löschwasserbedarf von 800 Li-

ter/Minute über 60 Minuten ergibt sich eine erforderliche Löschwassermenge von 48 m³. 

Die Menge von 48 m³ kann in Bereichen mit einem gesicherten Hydrantensystem sicher-

gestellt werden, wenn das DVGW-Arbeitsblatt W-405:2008-02 eingehalten wird und der 

Wasserversorger die erforderliche Wassermenge sicherstellt (hier: Vorgabe GK 1 oder so-

gar GK 2). 

Der Löschwasserbedarf bei einem Brandeinsatz kann häufig nicht ausschließlich durch ei-

nen einzelnen Hydranten gedeckt werden. In der Regel müssen daher mehrere Löschwas-

serentnahmestellen innerhalb eines Umkreises von 300 m um das Brandobjekt (Löschbe-

reich) genutzt werden. Dies bedeutet, dass je Fahrzeug ein Hydrant und entsprechende 

Anzahl von Schlauchmaterial auf den Einsatzfahrzeugen mitzuführen ist. Handelt es sich 

um ein sog. „Stichleitungssystem“, ist die Nutzung von mehreren Hydranten auf der glei-

chen Leitung ausgeschlossen. Reichen die vorhandenen Hydrantenleistungen nicht aus, 

sind die fehlenden Löschwassermengen zu kompensieren. Dies erfolgt beispielsweise durch 

die Nachforderung zusätzlicher Tanklöschfahrzeuge (Pendelverkehr), durch Wasserent-

nahme aus offenen Gewässern oder durch Wasserförderung über lange Wegstrecken. 

Sofern die rechnerisch erforderliche Löschwassermenge praktisch nicht sichergestellt wer-

den kann, sind geeignete Kompensationsmaßnahmen in technischer, taktischer und pla-

nerischer Hinsicht vorzusehen und umzusetzen. 

 

3.1 Grundschutz nach Technische Regel - Arbeitsblatt W 405 

Der Löschwasserbedarf für den Grundschutz richtet sich nach der baulichen Nutzung und 

der Gefahr der Brandausbreitung in einem Gebiet. Im Arbeitsblatt W 405 werden hierfür 

Richtwerte angeführt, die für eine Löschzeit von 2 Stunden ausgelegt sind. Diese sind in 

Abb. 3 aufgeführt. Diese Richtwerte beziehen sich auf die grundsätzliche Struktur der 

Wohn- und Gewerbegebiete und nicht einzelne Objekte.  

Für ländliche Anwesen und Wochenendhausgebiete ist nach dem Arbeitsblatt ungeachtet 

der baulichen Nutzung und der Gefahr der Brandausbreitung ein Löschwasserbedarf von 

48m³/h anzusetzen.  
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Abb. 3: Richtwerte für den Löschwasserbedarf nach DVGW-Arbeitsblatt W405. 

 

Um eine Einschätzung des für den Grundschutz im Gemeindegebiet Rastede erforderlichen 

Löschwasser zu erhalten, wurde das Gemeindegebiet in ein Raster mit Rasterzellen von 

einer Kantenlänge von 500 Metern eingeteilt. Für jede der Rasterzellen wurde daraufhin 

eine Abschätzung des Löschwasserbedarfs des Grundschutzes anhand der Bebauungs-

struktur ermittelt. Die Übersicht darüber ist in Abb. 4 dargestellt. 

Die Gemeinde Rastede weist eine gemischte Struktur aus ländlicher und kleinstädtischer 

Siedlungsstruktur sowie aus Gewerbe- und Industrieobjekten auf. Hinsichtlich der Wohn-

bebauung sind zumeist Wohngebiete mit einer offenen Bebauung und Gebäuden mit we-

niger als 3 Vollgeschossen und einer Geschossflächenzahl von kleiner als 0,7 anzutreffen. 

Geschlossene Bebauung ist z.B. in der Lessingstraße im Ort Rastede vorhanden. 

Innerhalb des Siedlungsgebiets des Ortes Rastede befinden sich mehrere Objekte wie z.B. 

die Schulen, die AWO Wohnanlagen und Kulturobjekte wie das Schloss, die die Struktur 

der Wohngebiete verändern und damit zu einem höheren Grundbedarf führen. 

In den Gewerbegebieten der Orte Rastede, Wahnbek und Neusüdende ist hinsichtlich der 

Bebauung und Nutzung der Objekte mit einem erhöhten Löschwasserbedarf zu rechnen, 

weshalb hier von einem höheren Grundbedarf ausgegangen wird. So werden u.a. im Be-

bauungsplan 33a und 33b (Wahnbeck\Südende) zulässige Geschoßflächenzahlen von über 
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0,7 aufgeführt. Selbiges gilt u.a. für den Bebauungsplan 77 (Businessresort am See), Be-

bauungsplan 68c (Gewerbegebiet Ipwege), Bebauungsplan 66 (Gewerbegebiet 

Ipwege/B1211 Schafjückenweg), Bebauungsplan  59 „Gewerbegebiet Leuchtenburg III“ 

und dem Bebauungsplan 98 (Große Looge). 

Die Gemeinde Rastede verfügt über mehrere Industriegebiete u.a. nahe Wahnbek, in 

Liethe und Hahn-Lehmden. Für diese Industriegebiete ist ein höherer Löschwasserbedarf 

anzunehmen, allerdings verfügen die betreffenden Objekte jeweils über Brandschutzmaß-

nahmen und zusätzliche Löschwasserreserven.  
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Abb. 4: Löschwasserbedarf in Anlehnung an Anhang 1 Arbeitsblatt W 405 
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3.2 Löschwasserbedarf für den Objektschutz 

Bei Einzelobjekten kann es zu einem erhöhten Löschwasserbedarf durch die besondere Art 

und Nutzung des Gebäudes kommen.  Im Baugenehmigungsverfahren können dem Betrei-

ber zusätzliche Auflagen hinsichtlich des Brandschutzes und der Löschwasserbereitstellung 

auferlegt werden. In der Gemeinde Rastede verfügen u.a. Industrieobjekte im „Gewerbe-

gebiet Autobahnkreuz Oldenburg Nord“ (bei Ipwege-Wahnbek), die Hubschrauberstaffel 

der Polizei in Neusüdende, dem Industriegebiet „Hohe Looge“ und dem „Gewerbegebiet 

Hahn-Lehmden“ über zusätzliche Löschwasserbevorratung.  
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4 Löschwasserversorgung aus dem Hydrantennetz 

Die Löschwasserentnahme aus dem öffentlichen Hydrantennetz stellt häufig die primäre 

verfügbare Versorgungsquelle für die Brandbekämpfung dar. Sie erfolgt über Unter- oder 

Überflurhydranten, die an das kommunale Trinkwasserversorgungsnetz angeschlossen 

sind und eine definierte Leistungsfähigkeit aufweisen. Die Sicherstellung ausreichender 

Druck- und Fördermengen ist dabei eine zentrale Voraussetzung für einen wirksamen Feu-

erwehreinsatz. 

Nach dem gemeinsamen Merkblatt Löschwasser des Niedersächsischen Ministeriums für 

Inneres und Sport und dem Landesfeuerwehrverband Niedersachsen dürfen zur Grundver-

sorgung nur Hydranten berücksichtigt werden, die mindestens 24m³/h Löschwasser über 

die Dauer von zwei Stunden liefern und in einem Umkreis von 300m um das Brandobjekt 

liegen. 

Es ist zu erwarten, dass die Qualität der Hydrantennetze für die Brandbekämpfung künftig 

hinsichtlich der Abstände und der Leistungsfähigkeit (l/min) abnimmt. Grund dafür ist, 

dass die Gemeinden – und nicht die Wasserversorger – für eine ausreichende Löschwas-

serversorgung verantwortlich sind, während die Wasserversorger primär die Trinkwasser-

versorgung sicherstellen.  

Die Bürger:innen sind in der Vergangenheit stark zum Wassersparen angehalten worden. 

Dies kann technische Folgen für die Trinkwasserversorgung haben. Der geringere Durch-

satz in den bestehenden Leitungsnetzen kann Folgeprobleme mit sich bringen. 

Trinkwasserleitungen sind so geplant, dass das Wasser regelmäßig mit ausreichender Ge-

schwindigkeit durch die Rohre fließt. Wird deutlich weniger Wasser entnommen: 

• sinkt die Fließgeschwindigkeit  

• Wasser verweilt länger in den Leitungen (Stagnation) 

• Besonders betroffen sind überdimensionierte Leitungen oder Sackgassen im Netz 

Die Stagnation des fließenden Wassers kann in den großvolumigen Leitungen (die vom 

früheren Bedarf entsprechend im Durchmesser dimensioniert waren) zu Qualitätsverlusten 

beim Trinkwasser führen (Geschmack, Geruch oder mikrobiologische Belastung). Zudem 

lagern sich durch Sedimentation Ablagerungen an, die sich bei der schlagartigen Entnahme 

von größeren Mengen Wasser lösen und das Wasser verunreinigen (z.B. Hydrantenbetrieb 

durch die Feuerwehr). Die Versorger reagieren auf diese Entwicklung mit kleineren Lei-

tungsdurchmessern bei neuen Netzen, Ringleitungsstrukturen und optimierten Druckzo-

nen. 

Die Entwicklung der Trinkwasserversorgung verläuft in eine gegensätzliche Richtung zum 

Bedarf der Löschwasserversorgung im Brandfall. Während Trinkwassernetze heute oft auf 

Effizienz und geringe Durchflussmengen ausgelegt werden, wird im Schadensfall häufig 

eine größere Menge an Löschwasser in kurzer Zeit benötigt. Muss im Einsatzfall der Feu-

erwehr das Löschwasser über das Rohrnetz der öffentlichen Trinkwasserversorgung bezo-

gen werden, dient das DVGW-Arbeitsblatt W 405 (Deutscher Verein des Gas- und Wasser-

faches e. V.) als planerische Grundlage. 
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Abb. 5: Übersicht der Hydranten in der Gemeinde Rastede 
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Abb. 6: Hydranten in der Gemeinde Rastede mit einem 300 Meter Radius. 
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5 Technische Maßnahmen zur Bereitstellung von 

Löschwasser bei nicht ausreichendem Hydranten-

netz 

Ist das Hydrantennetz nicht ausreichend, um den Grundschutz in einem Gebiet sicherzu-

stellen, können ergänzende technische Maßnahmen zur Bereitstellung von Löschwasser 

herangezogen werden. 

 

5.1 Löschwasserbehälter 

Löschwasserbehälter sind geschlossene Wasserspeicher, die typischerweise aus Kunststoff 

oder Beton gefertigt sind. Sie verfügen über fest installierte Saugrohre und Sauganschlüsse 

(Form A) für die Löschwasserentnahme. Löschwasserbehälter tragen in der Regel zur Ver-

besserung der Löschwasserversorgung bei. Insbesondere in abgelegenen Gebieten ohne 

vorhandene Löschwasserentnahmestellen kann durch deren Einsatz eine ausreichende 

Löschwasserversorgung gewährleistet werden. Löschwasserbehälter (DIN 14230) werden 

entsprechend ihres Fassungsvermögens in drei Größenklassen unterteilt: kleine Löschwas-

serbehälter (75 m³ – 150 m³), mittlere Löschwasserbehälter (150 m³– 300 m³) und große 

Löschwasserbehälter (über 300 m³). 

 

5.2 Künstlich angelegte Löschwasserteiche nach DIN 14210 

Löschwasserteiche dienen als künstliche Wasserentnahmestellen für die Feuerwehr, wenn 

eine ausreichende Löschwasserversorgung über das öffentliche Trinkwassernetz (Hydran-

ten) nicht gewährleistet werden kann. Sie kommen insbesondere dann zum Einsatz, wenn 

keine geeigneten offenen Gewässer vorhanden sind oder zusätzliche Löschwasserreserven 

erforderlich sind. Löschwasserteiche werden daher häufig in ländlichen Gebieten, in Ge-

werbegebieten sowie in abgelegenen Siedlungsbereichen eingesetzt. Die Planung, Ausfüh-

rung und Ausstattung von Löschwasserteichen erfolgt gemäß den Anforderungen der DIN 

14210.  

 

5.3 Behelfslöschwasserbehälter  

Behelfslöschwasserbehälter werden zur temporären Sicherstellung der Löschwasserversor-

gung eingesetzt, wenn keine ausreichende Löschwasserbereitstellung über Hydranten oder 

andere Entnahmestellen vorhanden ist. Sie dienen als provisorische Wasserreserve für die 

Feuerwehr, beispielsweise während Bauphasen oder in Gebieten mit unzureichender Lösch-

wasserinfrastruktur. Die Kapazität kann bis zu 100 m³ oder je nach Hersteller mehr betra-

gen. 

Ein Beispiel für Behelfslöschwasserbehälter sind Löschkissen. Dabei handelt es sich um 

flexible, oberirdisch installierte Löschwasserspeicher, die der Feuerwehr im Einsatzfall als 

zusätzliche oder alternative Wasserquelle dienen. Löschwasserkissen sind in Anlehnung an 
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die DIN 14230 „Unterirdische Löschwasserbehälter“ ausgestattet und verfügen über eine 

entsprechende Saugstelle nach DIN 14244. Für die Nutzung wird lediglich ein geeignetes 

und vor unbefugtem Zutritt geschütztes Grundstück mit einem geeigneten Zugang/Zufahrt 

für Feuerwehreinsatzfahrzeuge benötigt. 

 

5.4 Löschwasserentnahmestellen in der Gemeinde Rastede 

In der Gemeinde Rastede wurden zur Ergänzung des Hydrantennetzes bereits mehrere 

Technischen Maßnahmen zur Bereitstellung von Löschwasser eingerichtet. Die Lage dieser 

ist in Abb. 7 dargestellt. 
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Abb. 7: Löschwasserentnahmestellen nach Auskunft der Gemeinde Rastede. 
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6 Bereich mit unzureichender Löschwasserversor-

gung in der Gemeinde Rastede 

Die Sicherstellung einer ausreichenden Löschwasserversorgung ist eine grundlegende Vo-

raussetzung für eine wirksame Brandbekämpfung. Eine Löschwasserunterdeckung liegt 

vor, wenn die erforderliche Löschwassermenge nicht in dem notwendigen Umfang oder 

Zeitraum bereitgestellt werden kann. Sie kann die Einsatzdurchführung erheblich beein-

trächtigen und ist daher im Rahmen der Gefahrenabwehrplanung systematisch zu bewer-

ten. 

Auf Grundlage der Beurteilung des Löschwasserbedarfs für den Grundschutz (aus Kapitel 

3.1 Grundschutz nach Technische Regel - Arbeitsblatt W 405), der Abdeckung durch das 

Hydrantennetz (aus Kapitel 4 Löschwasserversorgung aus dem Hydrantennetz), der Abde-

ckung durch weitere Technische Maßnahmen (aus Kapitel 5.4 Löschwasserentnahmestellen 

in der Gemeinde Rastede), der Betrachtung des Rohrleitungsplanes und der Begehungen 

vor Ort wurden Bereiche mit Löschwasserunterdeckung identifiziert. Diese sind in Abb. 8 

dargestellt. Die Bereiche decken sich im Wesentlichen mit den Bereichen, bei denen nach 

Einschätzung der Löscheinheiten ein Löschwassermangel vorherrscht, welche in Abb. 9 

dargestellt sind.  

Bei den Bereichen ohne ausreichende Löschwasserversorgung handelt es sich meist um 

Bereiche mit geringer Besiedlung. Häufig ist allerdings eine Löschwasserversorgung über 

eine lange Wegestrecke denkbar. Ein Ausbau des Hydrantennetzes oder das Anlegen von 

Löschteichen oder Löschbrunnen für einzelne Häuser kann hohe Kosten versuchen, wes-

wegen für diese Bereiche eine Sicherstellung der Löschwasserversorgung durch taktische 

Maßnahmen sinnvoller sein kann. Dies erfordert, dass die Löscheinheiten eine ausrei-

chende Löschwassermenge mitführen, um die Zeit zum Einrichten einer Wasserversorgung 

über lange Wegestrecke oder einen Pendelverkehr zu ermöglichen. 

In den Gewerbegebieten ist die Problematik anders zu bewerten. Im Gewerbegebiet 

Rastede ist nach Aussagen des Wasserbetreibers und nach Darstellung im Rohrleitungsplan 

eine ausreichende gleichzeitige Wasserentnahme aus mehreren Hydranten nicht sicher ge-

geben. Die für den Grundschutz benötigte erhöhte Wassermenge ist deshalb nicht zuver-

lässig sichergestellt. Neben dem Mitführen von zusätzlichem Löschwasser ist daher die 

Einrichtung von Behelfslöschwasserbehältern zu empfehlen, um schnell eine größere 

Menge Löschwasser zur Verfügung zu haben.  

Ähnlich verhält es sich im Gewerbegebiet Neusüdende 2. Hier liegen die meisten Hydranten 

an derselben Rohrleitung (110 PVC-Leitung), sodass mit Schwierigkeiten bei der zeitglei-

chen Wasserentnahme aus mehreren Hydranten und damit einem erhöhtem Zeitbedarf zur 

Einrichtung einer zusätzlichen Wasserförderung zu rechnen ist. Aufgrund der erhöhten 

Wassermenge für den Grundschutz sollte daher entweder die vorhandene Löschwasserent-

nahmestelle erweitert (Löschteich) oder ein Behelfslöschwasserbehälter eingerichtet wer-

den. 
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Abb. 8: Bereiche mit Löschwasserunterversorgung im Grundschutz. 
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Abb. 9: Bereiche mit Löschwasserunterversorgung im Grundschutz nach Einschätzung 

der Löscheinheiten. 
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7 Taktische Maßnahmen zur Bereitstellung von 

Löschwasser im Brandeinsatz 

Prinzipiell stehen im Einsatz zur Sicherstellung einer Löschwasserversorgung ohne ein aus-

reichend leistungsfähiges Hydrantennetz, insbesondere ohne ausreichende Entnahmemög-

lichkeit von Löschwasser aus Hydranten, technischen Maßnahmen oder aus offenen Ge-

wässern, zwei grundlegende Verfahren zur Verfügung: der sogenannte „Pendelverkehr“ 

sowie die „Wasserversorgung über lange Wegstrecken“. Die Auswahl des geeigneten Ver-

fahrens richtet sich maßgeblich nach den örtlichen Rahmenbedingungen, insbesondere 

nach der Entfernung zur Wasserentnahmestelle, dem erforderlichen Löschwasserbedarf 

sowie den zur Verfügung stehenden Einsatzmitteln (Tanklöschfahrzeuge, Schlauchwagen) 

und qualifiziertem Einsatzpersonal. Sowohl der Pendelverkehr als auch die Wasserversor-

gung über lange Wegstrecken stellen anerkannte und in der Praxis bewährte Verfahren zur 

Sicherstellung der Löschwasserversorgung dar, sofern eine unmittelbare Einspeisung aus 

dem öffentlichen Versorgungsnetz, Löschwasserbehälter, Löschwasserbrunnen oder aus 

offenen Gewässern nicht in ausreichendem Maße gewährleistet ist. 

 

7.1 Bereitstellung von Löschwasser an Einsatzstellen durch den 

Einsatz von Löschfahrzeugen im sog. „Pendelverkehr“ 

Der Pendelverkehr durch Tanklöschfahrzeuge stellt ein etabliertes Verfahren der Feuerwehr 

zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung dar, sofern eine ausreichende Wasserbe-

reitstellung über das öffentliche Leitungsnetz, insbesondere über Hydranten, nicht gewähr-

leistet ist. Hierbei verkehren mehrere Tanklöschfahrzeuge in einem kontinuierlichen Um-

lauf zwischen einer geeigneten Wasserentnahmestelle und der Einsatzstelle. 

An der Wasserentnahmestelle, beispielsweise an einem Hydranten, einem offenen Gewäs-

ser, Löschwasserbrunnen oder einem stationären Löschwasserbehälter, erfolgt die Befül-

lung der Fahrzeuge. Im Anschluss wird das Löschwasser zur Einsatzstelle transportiert und 

dort entweder in mobile Zwischenbehälter, wie Faltbehälter, eingespeist oder unmittelbar 

den eingesetzten Löschfahrzeugen zugeführt. Durch die fortlaufende Wiederholung dieses 

Ablaufs entsteht ein geschlossener Transportkreislauf, der eine möglichst kontinuierliche 

Wasserversorgung sicherstellen soll. 

Die Leistungsfähigkeit des Pendelverkehrs ist maßgeblich von der Anzahl der eingesetzten 

Fahrzeuge, den Transportentfernungen, den Fahrzeiten sowie der organisatorischen Koor-

dination abhängig. Trotz des erhöhten Personal- und Logistikaufwands stellt dieses Ver-

fahren insbesondere in Gebieten mit unzureichender leitungsgebundener Löschwasserver-

sorgung eine unverzichtbare, flexible Maßnahme zur Gefahrenabwehr dar, die den techni-

schen Transportgrenzen (Liter/Tank) unterliegt.  Den Einsatz von Tanklöschfahrzeugen 

sollte hier der Vorzug gegeben werden (größerer Wassertank – als Löschgruppenfahr-

zeuge). Löschgruppenfahrzeuge sind an der Brandstelle einzusetzen aufgrund der techni-

schen Beladung und Besatzungsstärke. Folgende Punkte sind vor Einrichtung eines Pen-

delverkehrs zu beachten: 



Löschwasserkonzept Rastede - Entwurf Seite 26 

 B466A000 

• Die erforderliche Wassermenge für eine erfolgreiche Brandbekämpfung ist abzu-

schätzen (Anzahl der eingesetzten Strahlrohre). Es ist festzustellen, dass der Lösch-

wasserbedarf an der Einsatzstelle häufig bereits nach kurzer Zeit, die durch den 

Pendelverkehr mittels Tanklöschfahrzeugen bereitstellbare Förderleistung über-

steigt. 

• Eine Einheit (Löschfahrzeug) ist erforderlich zur Herrichtung und Betrieb der Was-

serentnahmestelle. 

• Der zeitliche Ansatz für die Fahrstrecken ist zu berechnen (hin zur Wasseraufnahme 

– der zeitliche Befüllungsvorgang des Tanks - zurück zur Brandstelle - Abgabevor-

gang des Löschwassers an der Brandstelle - Übergabe des Löschwassers an das 

eingesetzte Löschfahrzeug oder Zwischenbehälter). Bei Vegetationsbränden ist ein 

Zwischenpuffer im Löschwassertank des Brandstellen-Löschfahrzeuges für Unvor-

hergesehenes einzuplanen.  

Beispiel für den Bedarf an Tanklöschfahrzeugen im Pendelverkehr: 

- Wasserbedarf an der Brandstelle: 600 Liter/Minute (2 x C-Hohlstrahlrohr)  

- LF 20 als Brandstellenfahrzeug mit 2400 Liter-Wassertank. 

Der theoretische Zeitansatz, bis das mitgeführte Volumen aufgebraucht ist entspricht 4 

Minuten. Ein Zwischenpuffer wird in dieser Rechnung nicht eingeplant, da nicht von einem 

Vegetationsbrand ausgegangen wird.  

Eingesetzt für den Pendelverkehr werden in diesem Beispiel Fahrzeuge vom Typ TLF 3000 

(Löschwassertankvolumen: 3000 Liter).  

- Die An- und Abfahrt zur Wasserentnahme beträgt 12 Minuten (Entfernung 3,0 km, 

Fahrgeschwindigkeit Ø 30 km/h),  

- Füllen des Fahrzeuges :3 Minuten,  

- Rangieren und An-/Abkuppeln an der Wasserentnahmestelle: 3 Minuten.  

Als Gesamtzyklus sind 18 Minuten bis zum Eintreffen des Tanklöschfahrzeuges an der Ein-

satzstelle zu berechnen (die Wasserabgabezeit an das Löschfahrzeug wird in diesem Bei-

spiel vernachlässigt).  

Da die TLF 3000 über ein Tankvolumen von 3000 Liter verfügen, ist der Zeitansatz des zur 

Verfügung stehenden Löschwasser (600 Liter mehr Volumen als im LF 20) ab der ersten 

Befüllung des Löschfahrzeuges mit 5 Minuten anzusetzen.  

Werden die 18 Minuten als Grundlage für den Aufbau eines Pendelverkehrs unter Nutzung 

von TLF 3000 angesetzt, sind zur Sicherstellung des Löschwasserbedarfs an der Einsatz-

stelle mindestens 4 Fahrzeuge vom Typ TLF 3000 bei einer Wasserabgabe von 600 l/min 

erforderlich. Die 600 Liter/Minute sind bereits durch die Vornahme von 2 x C-Hohlstrahl-

rohren (z.B. Brand eines Kleingebäudes) erreicht.  

Größere Abgaben von Löschwasser z.B. Lagerhallenbrand, landwirtschaftliches Anwesen 

oder Voll-/Dachstuhlbrand eines Wohnhauses der GK 1/GK 2 erfordern den Einsatz von 

großvolumigen Strahlrohren oder Wenderohren von Drehleitern mit einer Literleistung bis 

zu 2500 Liter/Minute (technische Angabe Firma Magirus/Rosenbauer). 
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Aufgrund der Vielzahl limitierender Einflussfaktoren ist der Pendelverkehr durch Tanklösch-

fahrzeuge grundsätzlich nur eingeschränkt geeignet und in der Regel lediglich als tempo-

räre Überbrückungsmaßnahme bis zum Aufbau einer gesicherten Löschwasserversorgung 

über Schlauchleitungen anzusehen. Eine dauerhafte und bedarfsgerechte Sicherstellung 

der erforderlichen Löschwassermengen ist mit diesem Verfahren zumeist weder wirtschaft-

lich noch einsatztaktisch zweckmäßig zu gewährleisten. 

Demzufolge ist der Pendelverkehr im Regelfall auf besondere Einsatzlagen beschränkt. 

Hierzu zählen insbesondere Schadensereignisse auf Bundesautobahnen, Bundes- und 

Landstraßen außerhalb geschlossener Ortschaften wie Brände von Personenkraftwagen 

oder Lastkraftwagen, bei denen eine unmittelbare Wasserentnahme aus Hydranten, Lösch-

wasserbrunnen, Löschwasserbehältern oder offenen Löschwasserentnahmestellen nicht 

oder nur unzureichend möglich ist. Dabei ist insbesondere bei Bränden von Elektrofahr-

zeugen ein signifikant erhöhter Löschwasserbedarf zu berücksichtigen. Darüber hinaus fin-

det der Pendelverkehr Anwendung in der Vegetationsbrandbekämpfung, bei der aufgrund 

wechselnder Einsatzstellen innerhalb eines Einsatzabschnittes der Aufbau einer stationären 

Wasserversorgung über lange Wegstrecken häufig nicht zielführend ist. Brandeinsätze im 

Gleisbereich der Deutschen Bahn, insbesondere Brände entlang von Fahrstrecken oder 

Schadenslagen an Schienenfahrzeugen wie Triebfahrzeugen und Waggons, einschließlich 

solcher mit brennbaren Stoffen oder Gefahrgut, erfordern erhebliche Löschwassermengen. 

Gleichzeitig ist im unmittelbaren Gleisbereich eine ausreichende Löschwasserversorgung 

über das öffentliche Netz häufig nicht oder nur unzureichend vorhanden. Diese Diskrepanz 

führt dazu, dass die Einsatzkräfte bei derartigen Einsatzlagen auf geeignete Konzepte der 

Löschwasserversorgung angewiesen sind. Hierzu zählen insbesondere der Pendelverkehr 

durch Tanklöschfahrzeuge, der Einsatz großvolumiger Löschwassertransportfahrzeuge so-

wie der Aufbau von Wasserversorgungen über lange Wegstrecken. 

Als „alternativer Pendelverkehr“ wird seit einiger Zeit bei deutschen Feuerwehren die Be-

schaffung von Tanklöschfahrzeugen auf Grundlage der DIN 14530-21:2019-11 „Löschfahr-

zeuge – Teil 21: Tanklöschfahrzeug TLF 4000“ mit einem deutlich vergrößerten Löschwas-

serbehälter von 8.000 - 10.000 Litern und mehr praktiziert. Ziel dieser Entwicklung ist es, 

die Transportkapazität einzelner Fahrzeuge im Rahmen des Pendelverkehrs signifikant zu 

erhöhen und damit die Effizienz der Löschwasserversorgung insbesondere in infrastruktu-

rell schwach erschlossenen Einsatzgebieten zu verbessern. 

Ergänzend hierzu existieren zahlreiche Beschaffungsvarianten großvolumiger Tankfahr-

zeuge, die über die klassische Normbeschaffung hinausgehen. Diese reichen von der Um-

nutzung ehemaliger Tankfahrzeuge aus der Lebensmittelbranche, beispielsweise Molkerei-

fahrzeuge („Milchtanker“), bis hin zu individuell aufgebauten Lösungen auf Basis gebrauch-

ter Fahrgestelle, die durch spezialisierte Fachunternehmen mit geeigneten Tanks sowie 

entsprechenden Fördereinrichtungen, etwa tragbaren Feuerlöschpumpen, ausgestattet 

werden. Durch diese modularen und teilweise wirtschaftlich vorteilhaften Ansätze können 

Fahrzeuge mit erheblichen Löschwasserkapazitäten realisiert werden. 

Derartige Großtanklöschfahrzeuge sind häufig mit Allradantrieb ausgestattet, um auch auf 

nicht befestigten Wegen eingesetzt werden zu können (z.B. Wiese, Wald- und Forstweg). 

Fahrten im schwierigen Gelände scheiden aufgrund der hohen Achslasten und Doppelbe-

reifung aus. Sind entsprechende Anforderungen wie Fahrten in extremem Gelände zu er-

füllen, sind spezielle Geländefahrgestelle erforderlich.  
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Die Bereitstellung von Löschwasser durch großvolumige Transportfahrzeuge ist in vielen 

europäischen Staaten bereits seit Jahren etabliert und stellt dort einen festen Bestandteil 

der Gefahrenabwehr dar (Schweden, Niederlande, Belgien, Polen, Finnland, Dänemark, 

Norwegen, Schweiz). Auch in Deutschland gewinnt dieses Konzept zunehmend an Bedeu-

tung und ergänzt bestehende Verfahren zur Sicherstellung einer leistungsfähigen und fle-

xiblen Löschwasserversorgung.  

 

7.2 Wasserversorgung über lange Wegstrecken 

Der zuvor dargestellte Pendelverkehr durch Tanklöschfahrzeuge stößt spätestens bei ei-

nem Löschwasserbedarf von mehr als etwa 600 l/min an der Einsatzstelle an seine prakti-

schen und organisatorischen Grenzen, sofern nicht eine entsprechend große Anzahl leis-

tungsfähiger Fahrzeuge, in der Regel ab einem Tankvolumen der Größenordnung eines TLF 

3000 aufwärts, zur Verfügung steht. Die zur Sicherstellung einer kontinuierlichen und aus-

reichenden Löschwasserversorgung erforderliche Anzahl an Tanklöschfahrzeugen über-

steigt dabei häufig die innerhalb der eigenen Gemeinde verfügbaren Ressourcen sowie die 

im Rahmen der überörtlichen Hilfe aus benachbarten Kommunen kurzfristig bereitstellba-

ren Fahrzeuge. Dies führt dazu, dass der Pendelverkehr allein oftmals nicht geeignet ist, 

eine dauerhaft stabile Löschwasserversorgung zu gewährleisten, und daher durch weitere 

Maßnahmen, insbesondere den Aufbau einer Wasserversorgung über lange Wegstrecken, 

ergänzt werden muss. 

Bei der „Löschwasserversorgung über eine lange Wegstrecke“ wird Löschwasser von einer 

geeigneten Entnahmestelle, etwa aus einem offenen Gewässer oder einem leistungsfähi-

gen Hydranten, über eine größere Distanz mit Hilfe einer oder mehrerer verlegten 

Schlauchleitungen zur Einsatzstelle gefördert. Aufgrund der dabei auftretenden Druckver-

luste, je nach Förderstrom (l/min), ist der Einsatz mehrerer hintereinander geschalteter 

Pumpen erforderlich, die als Verstärkerpumpen entlang der Förderstrecke positioniert wer-

den und eine kontinuierliche Aufrechterhaltung des erforderlichen Förderdrucks gewähr-

leisten. 

Die Einrichtung einer Löschwasserversorgung über lange Wegstrecken ist mit einem er-

heblichen personellen, materiellen und organisatorischen Aufwand verbunden und erfor-

dert eine sorgfältige Planung sowie eine präzise Abstimmung aller eingesetzten Kräfte und 

Mittel. Der Wasserversorgung sollte aufgrund der hohen Koordination ein eigener Abschnitt 

zugewiesen werden. Insbesondere die Auswahl geeigneter Förderstrecken, die Koordina-

tion der Pumpenleistungen (unterschiedliche Leistungsklassen innerhalb der Förderstrecke 

sind dabei zu beachten) sowie die Sicherstellung eines störungsfreien Betriebs sind für den 

Einsatzerfolg von zentraler Bedeutung. Die Sicherstellung des störungsfreien Betriebs be-

deutet, für ausreichend Ersatzmaterial (Schläuche, Druckbegrenzungsventile, Pumpen) zu 

sorgen, dabei ist die frühzeitige Bereitstellung von Kraft- und Betriebsstoffen nicht zu ver-

gessen. 

Ungeachtet des hohen Aufwands stellt dieses Verfahren eine besonders zuverlässige und 

leistungsfähige Methode zur Sicherstellung einer bedarfsgerechten Löschwasserversor-

gung dar und ist in vielen Einsatzlagen, insbesondere bei Großschadensereignissen oder in 
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infrastrukturell unzureichend erschlossenen Bereichen dem Pendelverkehr durch Tank-

löschfahrzeuge deutlich überlegen. 

Das nachfolgende Beispiel zeigt eine zeitliche Einschätzung zum Aufbau einer Förderstre-

cke (1 x B-Leitung) über eine Distanz von 1.000 Metern: 

- Legen der Schlauchleitung von einem Gerätewagen Logistik aus Schlauchboxen 

(Beladung 4 x 500 Meter B-Leitung in Buchten/Rollcontainer) mit einer Fahrge-

schwindigkeit von 6 km/h. Diese Fahrgeschwindigkeit wird von der Unfallkasse 

empfohlen und ermöglicht in der Praxis eine annähernd geradlinige Verlegung der 

Schlauchleitung am Straßenrand durch Hilfspersonal. Verlegezeit: 10 Minuten 

- Herrichten der Wasserentnahme aus einem Hydranten mit Einspeisung in ein Lösch-

fahrzeug als Verstärkerpumpe: mindestens 2 Minuten 

- Absetzen mindestens einer Verstärkerpumpe (Steigung im Streckenverlauf wird 

nicht berücksichtigt, daher eine Verstärkerpumpe ausreichend) im Verlauf der ver-

legten Leitung zur Druckerhaltung. Diese Pumpe wird vom Gerätewagen Logistik 

mitgeführt. Dauer: 3 Minuten  

- Füllen der gesamten Leitung (50 x 20 m-B-Schlauch x 88 l Volumen = 4.400 l) 

Gesamtdauer bei einem Volumenstrom von 1000l/min: ca. 4,5 Minuten 

Gesamtzeitbedarf: mindestens: 19,5 Minuten! 

Im vorliegenden Beispiel wird unterstellt, dass sämtliche eingesetzten technischen Kom-

ponenten uneingeschränkt funktionsfähig sind und keinerlei Störungen, wie beispielsweise 

Pumpenausfälle oder Schlauchschäden, auftreten. Ferner wird davon ausgegangen, dass 

der Verlegeweg der Schlauchleitung frei von verkehrlichen sowie infrastrukturellen Hinder-

nissen ist, sodass Maßnahmen wie der Einsatz von Schlauchbrücken oder die Querung von 

Verkehrswegen und Bahntrassen nicht erforderlich werden. 

Darüber hinaus wird vorausgesetzt, dass das eingesetzte Personal über die erforderliche 

fachliche Qualifikation verfügt, insbesondere im Aufbau einer Löschwasserversorgung über 

lange Wegstrecken umfassend ausgebildet ist und über hinreichend praktische Erfahrung 

in der Anwendung dieses Verfahrens verfügt. 

Diese idealtypischen Annahmen dienen der vereinfachten Betrachtung und ermöglichen 

eine isolierte Bewertung der Leistungsfähigkeit der Löschwasserversorgung unter optima-

len Einsatzbedingungen. 

 

7.2.1 Anstieg des Zeitansatzes 

Unter ungünstigen Umständen wie Personalmangel, wenn die Leitung nicht aus dem Fahr-

zeug verlegt werden, sondern von Hand ausgerollt werden muss (GW-L mit Schlauchboxen 

nicht einsatzbereit), die Wasserentnahme muss aus einem offenen Gewässer hergerichtet 

werden muss oder es sogar erforderlich ist, sofort eine Doppelleitung zu legen, steigt der 

notwendige Zeitansatz erheblich. 

Ergänzend ist der Zeitraum ab Eingang der Alarmierung bis zum Eintreffen der jeweils 

eingesetzten Einheit an der Einsatzstelle in die Betrachtung einzubeziehen. Dieser umfasst 



Löschwasserkonzept Rastede - Entwurf Seite 30 

 B466A000 

sowohl die Ausrückzeit als auch die Anfahrtsdauer und kann in Abhängigkeit von der räum-

lichen Lage der Einsatzstelle sowie der Verfügbarkeit und Entfernung der zu alarmierenden 

Kräfte einen Zeitraum von 20 Minuten und darüber hinaus beanspruchen. 

Summiert man die Zeiträume vom Eingang der Alarmierung bis zur Bereitstellung von 

Löschwasser an der Brandstelle, so ist selbst unter idealisierten Einsatzbedingungen bei 

einer einfach verlegten Schlauchleitung von etwa 1.000 Minuten eine Zeitspanne von circa 

40 bis 50 Minuten als realistisch anzusetzen. Dieser Zeitraum ist durch geeignete Maßnah-

men, insbesondere durch den Einsatz von Tanklöschfahrzeugen im Rahmen eines Pendel-

verkehrs, zu überbrücken. Da insbesondere in der sogenannten Anfangs- bzw. „heißen 

Phase“ eines Brandereignisses der Löschwasserbedarf erfahrungsgemäß erhöht ist, kann 

eine unzureichende Wasserversorgung dazu führen, dass die Brandbekämpfung nur unter 

Anwendung einer defensiven Einsatztaktik durchgeführt werden kann. Dies kann eine Aus-

weitung des Schadensbildes zur Folge haben und kann sowohl die Effektivität der Brand-

bekämpfung als auch den Einsatzerfolg insgesamt negativ beeinflussen. 

 

7.3 Betrachtung des vorhandenen Fahrzeugkonzepts und Ein-

satzmaterials zur Wasserversorgung der Feuerwehr Rastede 

Alle sechs Einheiten der Feuerwehr verfügen jeweils über mindestens ein bis zwei wasser-

führende Fahrzeuge. Die Tankinhalte dieser Fahrzeuge variieren dabei zwischen 1.000 Li-

tern, beispielsweise bei einem StLF 10/6 der Einheit Südbäke, und bis zu 5.000 Litern bei 

dem TLF 4000 der Einheit Hahn (vgl. Abb. 10).  

 

B-Schläuche
Meter

Rastede LF 20 2400 Ltr. FPN 10/2000 280 200 Ltr.
Rastede HLF20/16 1600 Ltr. FPN 10/2000 300 120 Ltr.
Rastede GWL2-TH RC TS PFPN10/1500 3000 Ltr. 400 Ltr.
Rastede MTW
Rastede MZF
Rastede ELW

Hahn TLF 4000 5000 Ltr. FPN10/3000 PFPN 10/1500 140 200 Ltr.
Hahn LF 10/6 1000 Ltr. FPN10/1000 PFPN 10/1500 440 120 Ltr.
Hahn GW
Hahn MTW

Ipwege LF 20 2400 Ltr. FPN10/3000 PFPN 10/1500 280 120 Ltr.
Ipwege GW-L2 PFPN 10/2000 2000 10000

Loy-Barghorn HLF10 2500 Ltr. FPN 10/3000 340 120 Ltr.
Loy-Barghorn LF 10 2000 Ltr. FPN 10/3000 PFPN 10/1000 340 120 Ltr.
Loy-Barghorn TSF

Neusüdende TLF 8/18 2500 Ltr. FPN 10/1000 80 20 Ltr.
Neusüdende TSF PFPN 10/1000 360

Südbäke STLF 10/6 1000 Ltr. FPN 10/1000 PFPN/1000 240 40 Ltr.

Neusüdende

Südbäke

Fahrzeug wird durch ein MTW ersetzt

Falt- behälter Schaum

Hahn

Rastede

Ipwege

Loy-Barghorn

Löschwasser- 
behälter

Fz.-Pumpe TSStandort Fahrzeug
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Abb. 10: Fahrzeugübersicht der Löscheinheiten der Feuerwehr der Gemeinde Rastede 

Die aktuell theoretisch zur Verfügung stehende Löschwassermenge auf allen wasserfüh-

renden Fahrzeugen beträgt insgesamt 20.400 Liter. Diese Größe ist jedoch ausschließlich 

als rechnerischer Maximalwert zu betrachten, da ihre tatsächliche Verfügbarkeit im Ein-

satzfall an mehrere einschränkenden Rahmenbedingungen gebunden ist. So setzt die voll-

ständige Ausschöpfung dieser Kapazität voraus, dass sämtliche Einheiten gleichzeitig an 

der Einsatzstelle verfügbar sind, keine Einsatzmittel aufgrund von Wartung oder Instand-

setzung außer Dienst stehen und alle Fahrzeuge mit ausreichend qualifiziertem Personal 

besetzt werden können. Darüber hinaus bleibt bei dieser Betrachtung unberücksichtigt, 

dass zur Aufrechterhaltung des Grundschutzes für mögliche Paralleleinsätze regelmäßig 

nicht alle verfügbaren Kräfte und Mittel an eine Einsatzstelle gebunden werden können.  

Vor diesem Hintergrund ist die tatsächlich kurzfristig verfügbare Löschwassermenge im 

Einsatzfall geringer anzusetzen als der rechnerisch ermittelte Gesamtwert. Besondere Be-

deutung kommt in diesem Zusammenhang der tatsächlich verfügbaren Anzahl an Fahrzeu-

gen für einen erforderlichen Pendelverkehr durch Tanklöschfahrzeuge zu. Ein Teil der was-

serführenden Fahrzeuge ist im Einsatzfall unmittelbar an der Brandstelle gebunden, bei-

spielsweise durch den Betrieb von Pumpen oder den Einsatz der mitgeführten feuerwehr-

technischen Beladung, und steht somit für den Pendelverkehr nicht zur Verfügung. Infol-

gedessen reduziert sich die effektiv nutzbare Transportkapazität für den Pendelverkehr 

erheblich, sodass die theoretisch vorhandenen Wasserreserven und Transportmöglichkei-

ten in der praktischen Einsatzdurchführung nur eingeschränkt genutzt werden können. 

M1 

Maßnahme: Beschaffung eines Großtanklöschfahrzeuges mit großvolumigem Tank. Das 

Fahrzeug soll eine Tankkapazität von mindestens 10.000 – 15.000 Litern besitzen und eine 

mobile Feuerlöschkreiselpumpe mit eigenem Antrieb (Tragkraftspritze) an Bord mitführen. 

Der Tankinhalt soll durch eine Schnellentleerungseinrichtung an der Einsatzstelle unmittel-

bar in einen mitgeführten Faltbehälter entleerbar sein. Die Wasserentnahme aus diesem 

Behälter erfolgt durch die vor Ort direkt eingesetzten Löschfahrzeuge. Anschließend fährt 

das Großtanklöschfahrzeug unverzüglich wieder zur Wasserentnahmestelle (z. B. Hydrant 

oder offenes Gewässer). Die feuerwehrtechnische Beladung ist auf ein Mindestmaß zu re-

duzieren, da es sich konstruktionsbedingt um ein reines Großtanklöschfahrzeug zur Ver-

sorgung der Einsatzstelle mit Löschwasser handelt. Ziel ist eine maximale Einsatzbereit-

schaft und Effizienz bei der Wasserlogistik vor Ort. Das Fahrzeug ist auf der Basis der EN 

1846 „europäische Grundnorm für Feuerwehrfahrzeuge“ und der DIN 14502 „allgemeine 

Anforderungen“ an Feuerwehrfahrzeug zu konstruieren. Das maximale Tankvolumen für 

einen sicheren Fahrbetrieb, angepasst an das Fahrgestell, ist mit der Leitung der Feuerwehr 

abzustimmen.  

 

7.4 Einsatzmaterial 

Der auf den Fahrzeugen mitgeführte Schlauchvorrat liegt in nahezu allen Einheiten über 

den in den einschlägigen Fahrzeugnormen vorgesehenen Mindestmengen. Diese über die 

Norm hinausgehende Ausstattung basiert auf den Erkenntnissen und Erfahrungswerten aus 



Löschwasserkonzept Rastede - Entwurf Seite 32 

 B466A000 

vergangenen Brandeinsätzen, bei denen ein erhöhter Schlauchbedarf festgestellt wurde, 

und trägt somit den örtlichen einsatztaktischen Erfordernissen Rechnung. In der Einheit 

Ipwege-Wahnbek steht für das gesamte Gemeindegebiet ein Gerätewagen Logistik der 

Größenordnung GW-L2 zur Verfügung. Die Standardbeladung dieses Fahrzeugs umfasst 

unter anderem eine tragbare Feuerlöschkreiselpumpe mit einer Förderleistung von 2.000 

l/min bei einem Förderdruck von 10 bar. Darüber hinaus werden auf dem Fahrzeug vier 

Rollcontainer mit jeweils 500 m B-Schlauch mitgeführt, sodass insgesamt ein Schlauch-

vorrat von 2.000 m B-Schlauch zur Verfügung steht. Diese Ausstattung ermöglicht insbe-

sondere den Aufbau einer leistungsfähigen Löschwasserversorgung über lange Wegstre-

cken und stellt somit eine wesentliche Komponente zur Sicherstellung der Wasserversor-

gung bei Einsatzlagen mit erhöhtem Bedarf dar. Wird dieses Fahrzeug, beispielsweise auf-

grund von Werkstattaufenthalten außer Dienst gestellt oder für andere Einsatzzwecke ge-

bunden, sodass die Schlauchcontainer am Standort verbleiben müssen, ist der Aufbau ei-

ner Löschwasserversorgung über lange Wegstrecken im Brandeinsatz nur unter erhebli-

chem zusätzlichem Aufwand möglich.  

In einem solchen Fall ist als Ersatz der Gerätewagen Logistik der Einheit Hahn (GW-L1) 

oder der Gerätewagen Logistik der Einheit Rastede (GW-L2) zu alarmieren. Die auf diesen 

Fahrzeugen verlastete Standardbeladung müsste zunächst entladen werden, bevor das 

Gerätehaus in Ipwege-Wahnbek angefahren und die dort vorgehaltenen Schlauchcontainer 

aufgenommen werden können. Erst im Anschluss kann die Weiterfahrt zur Einsatzstelle 

erfolgen. Dieses Vorgehen ist mit einem erheblichen zeitlichen und logistischen Mehrauf-

wand verbunden und führt zu einer deutlichen Verzögerung beim Aufbau einer leistungs-

fähigen Löschwasserversorgung über lange Wegstrecken. Der gesamte Schlauchvorrat al-

ler sechs Löscheinheiten beläuft sich auf ca. 4,8 Kilometer, gemessen in B-Schläuchen mit 

einem Durchmesser von 75 mm, also der Standardgröße in der Wasserversorgung. Diese 

Mengenausprägung mag auf den ersten Blick beträchtlich erscheinen; sie ist jedoch in die-

sem Umfang nur dann erreichbar, wenn sämtliche Löschfahrzeuge einschließlich des Ge-

rätewagen Logistik (GW-L2, Einheit Ipwege-Wahnbek) uneingeschränkt einsatzbereit sind.  

M2 

Maßnahme: Beschaffung von 2.000 Metern B-Schlauch für die gesamte Gemeinde Rastede. 

Die Schlauchmenge wird in vier zu beschaffende Rollcontainer zu je 500 Metern verlastet 

und gleichmäßig auf die Standorte Hahn (GW-L1) und Rastede (GW-L2) verteilt. Zweck 

und Einsatzmöglichkeiten: Im Einsatzfall können die Rollcontainer bedarfsgerecht der Ein-

satzstelle zugeführt werden. Die bereitgestellten Schläuche ermöglichen den Aufbau einer 

zusätzlichen Versorgungstrecke oder die Verlegung einer Doppelleitung. Diese Vorgehens-

weise kann in Zusammenarbeit mit dem GW-L2 der Einheit Ipwege-Wahnbek erfolgen. 

Zielsetzung: Herstellung und Sicherstellung einer redundanten, zeitnahen Wasserversor-

gung. Die Beschaffung erhöht die Betriebssicherheit der Löschwasserversorgung im Ein-

satzgeschehen und bietet zusätzliche Kapazitäten im Schadensfall für den Aufbau einer 

leistungsfähigen Wasserversorgung. 

In der Einheit Rastede wird auf den Fahrzeugen LF 20 und HLF 20/16 kein Saugzubehör 

gemäß der DIN-Forderung mitgeführt. Konkret fehlen Saugschläuche, Saugkorb sowie wei-

teres saugseitiges Zubehör. Dies hat zur Folge, dass die betreffenden Fahrzeuge nicht zur 

Wasserentnahme aus offenen Gewässern eingesetzt werden können. Hierdurch ergeben 
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sich einsatztaktische Einschränkungen, insbesondere bei Einsatzlagen, in denen eine 

Löschwasserversorgung nicht über Hydranten sichergestellt werden kann und stattdessen 

auf offene Entnahmestellen oder Saugstellen zurückgegriffen werden muss. 

M3 

Maßnahme: Normenkonforme Beschaffung und Verlastung von Saugschläuchen und dem 

saugseitigen Zubehör auf den beiden Einsatzfahrzeugen. Zukünftig sollte sichergestellt 

werden, dass bei allen Beschaffungen von Einsatzfahrzeugen die normkonformen Ausrüs-

tungsgegenstände in der Grundausstattung berücksichtigt werden. Damit wird sicherge-

stellt, dass die Einsatzbereitschaft bei allen Lagen, Sicherheit und Rechtskonformität der 

beschafften Einsatzfahrzeuge dauerhaft gewährleistet sind. 

 

 

7.5 Zusätzliche technische (örtliche) Maßnahmen zur Sicherstel-

lung der Wasserversorgung in den Gewerbebereichen der 

Gemeinde Rastede (Ort Rastede) und Neusüdende 

Der Ausbau des Versorgungssystems mit Löschwasser, insbesondere die zusätzliche Ver-

fügbarkeit von Hydranten, ist – wie eingangs beschrieben – nicht zu erwarten. Die Versor-

ger haben ihr Konzept auf die Trinkwasserversorgung der Bevölkerung ausgerichtet. In 

den Bereichen mit Gewerbeansiedlungen werden im Rahmen des Baugenehmigungsver-

fahrens höhere Lieferleistungen gefordert und auch sichergestellt. Die gesetzlichen Anfor-

derungen sind demnach erfüllt. Erfahrungsgemäß reichen diese Lieferleistungen in der hei-

ßen Phase eines Brandeinsatzes jedoch nicht aus, wie Berichte der Feuerwehr zeigen. 

Gleichwohl gelten durch Erteilung der Baugenehmigung und die Inbetriebnahme der Be-

triebe/Einrichtungen bestehende gesetzliche Anforderungen – weitere Forderungen an die 

Betreiber sind nicht oder nur durch weitere Auflagen im Genehmigungsverfahren möglich.  

M4 

Maßnahme: Dauerhafte Errichtung zentraler oberirdischer Behelfslöschwasserbehälter 

(Löschwasserkissen) im Gewerbebereich in gesicherten Bereichen (eingezäunt) als Was-

serreserve mit mindestens 100.000 l Volumen. Die Örtlichkeit ist mit der Feuerwehr abzu-

stimmen und soll über eine für die Feuerwehr geeignete Zufahrt für Einsatzfahrzeuge ver-

fügen. Diese Maßnahme bietet eine preislich günstigere Alternative zu Löschwasserbrun-

nen oder Löschwasserteichen. 

 



Löschwasserkonzept Rastede - Entwurf Seite 34 

 B466A000 

7.6 Zusätzliche Maßnahmen der Feuerwehr zur Sicherstellung 

einer leistungsfähigen Löschwasserversorgung 

 

M5 

Maßnahme: Zur Sicherstellung einer bedarfsgerechten Einsatzdisposition ist die Alarm- 

und Ausrückeordnung für Einsatzlagen anzupassen, bei denen zur Erreichung der Einsatz-

stelle die Hauptbahnlinie gequert werden muss. 

M6 

Maßnahme:  Die Stationierung eines Großtanklöschfahrzeuges hat vorzugsweise bei einer 

personell leistungsfähigen Einheit zu erfolgen, die sowohl an Werktagen als auch an Wo-

chenenden in der Lage ist, das Fahrzeug zeitnah und mit ausreichend qualifiziertem Per-

sonal zu besetzen.  

M7 

Maßnahme: Die Alarmierung des Großtanklöschfahrzeuges mit einer Besatzung von zwei 

Einsatzkräften sollte über eine gesonderte Alarmierungsgruppe „GTLF“ erfolgen. Hierdurch 

wird sichergestellt, dass lediglich ein Teil der jeweiligen Einheit alarmiert wird, wodurch 

eine zusätzliche Belastung der gesamten Einheit sowie eine Erhöhung der allgemeinen Ein-

satzfrequenz vermieden werden kann. 

M8 

Maßnahme: Zur Sicherstellung der Einsatzbereitschaft sind regelmäßig wiederkehrende 

praktische Übungsveranstaltungen der Gesamtfeuerwehr sowie der Teileinheiten zum Auf-

bau einer Löschwasserversorgung über lange Wegstrecken durchzuführen. Darüber hinaus 

ist das Verfahren des sogenannten Pendelverkehrs mit Übergabe des Löschwassers regel-

mäßig zu üben. 

M9 

Maßnahme: Regelmäßig wiederkehrende theoretische Führungskräftefortbildungen zum 

Aufbau einer Wasserversorgung über lange Wegstrecken anhand zurückliegender realer 

Schadenslagen (z. B. größerer Brandeinsätze) sind durchzuführen. Ziel dieser Fortbil-

dungsmaßnahmen ist die Befähigung der Einheitsführer zur taktisch sicheren Führung des 

Einsatzabschnitts „Wasserversorgung“. 
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8 Zusammenfassung und Maßnahmenempfehlung 

Die Gemeinde hat nach § 2 (1) 2. NBrandSchG für eine Grundversorgung mit Löschwasser 

zu sorgen. In der Gemeinde Rastede wurden vereinzelt Bereiche identifiziert, bei denen 

der Grundschutz nach Arbeitsblatt W 405 nicht gegeben ist. 

Bei den Bereichen mit unzureichender Löschwasserversorgung, handelt es sich zumeist um 

eher abgelegene Bereiche mit geringer Bevölkerungsdichte, bei denen eine Löschwasser-

versorgung über lange Wegestrecken sichergestellt werden muss. Aufgrund der zersiedel-

ten Struktur dieser Bereiche, wäre für eine Löschwasserversorgung durch technische Maß-

nahmen eine große Anzahl von Löschwasserteichen oder Löschwasserbrunnen erforderlich. 

Dies würde einen hohen Kostenaufwand bedeuten. Deshalb wird empfohlen, eine ausreiche 

Menge Löschwasser zur Überbrückung von den Löscheinheiten der Feuerwehr mitzuführen, 

damit die Zeit bis zum Aufbau einer Wasserförderung über lange Wegestrecken zu über-

brücken.  

Eine andere Problematik ergibt sich in den Gewerbegebieten Rastede und Neusüdende 2. 

In diesen ist aufgrund der Bebauungsstruktur und der Art der Nutzung von einem erhöhten 

Löschwasserbedarf im Grundschutz auszugehen. Aufgrund der Struktur des Leitungsnetz-

tes ist das Hydrantennetz voraussichtlich nicht leistungsfähig genug, um den Grundschutz 

sicherzustellen. Aus diesem Grund ist die zusätzliche Vorhaltung einer größeren Löschwas-

sermenge zu empfehlen. Eine kosteneffektive Maßnahme wäre dabei die Vorhaltung grö-

ßerer Löschwassermengen in sogenannten Behelfslöschwasserbehältern. 

 

8.1 Übersicht der Maßnahmen  

Im Folgenden sind die empfohlenen Maßnahmen zusammengefasst: 

M1 

Maßnahme: Beschaffung eines Großtanklöschfahrzeuges mit großvolumigem Tank. Das 

Fahrzeug soll eine Tankkapazität von mindestens 10.000 – 15.000 Litern besitzen und eine 

mobile Feuerlöschkreiselpumpe mit eigenem Antrieb (Tragkraftspritze) an Bord mitführen. 

Der Tankinhalt soll durch eine Schnellentleerungseinrichtung an der Einsatzstelle unmittel-

bar in einen mitgeführten Faltbehälter entleerbar sein. Die Wasserentnahme aus diesem 

Behälter erfolgt durch die vor Ort direkt eingesetzten Löschfahrzeuge. Anschließend fährt 

das Großtanklöschfahrzeug unverzüglich wieder zur Wasserentnahmestelle (z. B. Hydrant 

oder offenes Gewässer). Die feuerwehrtechnische Beladung ist auf ein Mindestmaß zu re-

duzieren, da es sich konstruktionsbedingt um ein reines Großtanklöschfahrzeug zur Ver-

sorgung der Einsatzstelle mit Löschwasser handelt. Ziel ist eine maximale Einsatzbereit-

schaft und Effizienz bei der Wasserlogistik vor Ort. Das Fahrzeug ist auf der Basis der EN 

1846 „europäische Grundnorm für Feuerwehrfahrzeuge“ und der DIN 14502 „allgemeine 

Anforderungen“ an Feuerwehrfahrzeug zu konstruieren. Das maximale Tankvolumen für 

einen sicheren Fahrbetrieb, angepasst an das Fahrgestell, ist mit der Leitung der Feuerwehr 

abzustimmen.  

 

M2 
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Maßnahme: Beschaffung von 2.000 Metern B-Schlauch für die gesamte Gemeinde Rastede. 

Die Schlauchmenge wird in vier zu beschaffende Rollcontainer zu je 500 Metern verlastet 

und gleichmäßig auf die Standorte Hahn (GW-L1) und Rastede (GW-L2) verteilt. Zweck 

und Einsatzmöglichkeiten: Im Einsatzfall können die Rollcontainer bedarfsgerecht der Ein-

satzstelle zugeführt werden. Die bereitgestellten Schläuche ermöglichen den Aufbau einer 

zusätzlichen Versorgungstrecke oder die Verlegung einer Doppelleitung. Diese Vorgehens-

weise kann in Zusammenarbeit mit dem GW-L2 der Einheit Ipwege-Wahnbek erfolgen. 

Zielsetzung: Herstellung und Sicherstellung einer redundanten, zeitnahen Wasserversor-

gung. Die Beschaffung erhöht die Betriebssicherheit der Löschwasserversorgung im Ein-

satzgeschehen und bietet zusätzliche Kapazitäten im Schadensfall für den Aufbau einer 

leistungsfähigen Wasserversorgung. 

M4 

Maßnahme: Dauerhafte Errichtung zentraler oberirdischer Behelfslöschwasserbehälter 

(Löschwasserkissen) im Gewerbebereich in gesicherten Bereichen (eingezäunt) als Was-

serreserve mit mindestens 100.000 l Volumen. Die Örtlichkeit ist mit der Feuerwehr abzu-

stimmen und soll über eine für die Feuerwehr geeignete Zufahrt für Einsatzfahrzeuge ver-

fügen. Diese Maßnahme bietet eine preislich günstigere Alternative zu Löschwasserbrun-

nen oder Löschwasserteichen. 

M5 

Maßnahme: Zur Sicherstellung einer bedarfsgerechten Einsatzdisposition ist die Alarm- 

und Ausrückeordnung für Einsatzlagen anzupassen, bei denen zur Erreichung der Einsatz-

stelle die Hauptbahnlinie gequert werden muss. 

M6 

Maßnahme:  Die Stationierung eines Großtanklöschfahrzeuges hat vorzugsweise bei einer 

personell leistungsfähigen Einheit zu erfolgen, die sowohl an Werktagen als auch an Wo-

chenenden in der Lage ist, das Fahrzeug zeitnah und mit ausreichend qualifiziertem Per-

sonal zu besetzen.  

M7 

Maßnahme: Die Alarmierung des Großtanklöschfahrzeuges mit einer Besatzung von zwei 

Einsatzkräften sollte über eine gesonderte Alarmierungsgruppe „GTLF“ erfolgen. Hierdurch 

wird sichergestellt, dass lediglich ein Teil der jeweiligen Einheit alarmiert wird, wodurch 

eine zusätzliche Belastung der gesamten Einheit sowie eine Erhöhung der allgemeinen Ein-

satzfrequenz vermieden werden kann. 

M8 

Maßnahme: Zur Sicherstellung der Einsatzbereitschaft sind regelmäßig wiederkehrende 

praktische Übungsveranstaltungen der Gesamtfeuerwehr sowie der Teileinheiten zum Auf-

bau einer Löschwasserversorgung über lange Wegstrecken durchzuführen. Darüber hinaus 

ist das Verfahren des sogenannten Pendelverkehrs mit Übergabe des Löschwassers regel-

mäßig zu üben. 
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M9 

Maßnahme: Regelmäßig wiederkehrende theoretische Führungskräftefortbildungen zum 

Aufbau einer Wasserversorgung über lange Wegstrecken anhand zurückliegender realer 

Schadenslagen (z. B. größerer Brandeinsätze) sind durchzuführen. Ziel dieser Fortbil-

dungsmaßnahmen ist die Befähigung der Einheitsführer zur taktisch sicheren Führung des 

Einsatzabschnitts „Wasserversorgung“. 
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 Gemeinde Rastede
Der Bürgermeister

 

B e s c h l u s s v o r l a g e 
 

Vorlage-Nr.: 2026/076
freigegeben am 12.05.2026
 
GB 2 Datum: 04.05.2026
Sachbearbeiter/in: Schlingermann, Sabrina

 

Einrichtung einer Unterstützungsabteilung für die Freiwilligen 
Feuerwehren
 
 
Beratungsfolge:
Status Datum Gremium
Ö 26.05.2026 Feuerschutzausschuss
N 02.06.2026 Verwaltungsausschuss
Ö 29.09.2026 Rat

 
 
 
Beschlussvorschlag:
 
Den Freiwilligen Feuerwehren der Gemeinde Rastede wird die Möglichkeit
eingeräumt, eine Unterstützungsabteilung einzurichten.
 
Die dafür erforderliche 1. Änderung der Satzung für die Freiwillige Feuerwehr der
Gemeinde Rastede wird beschlossen. 
 
 
Sach- und Rechtslage:
 
In seiner Sitzung am 08.04.2026 hat das Gemeindekommando der Freiwilligen
Feuerwehr Rastede beschlossen, für die Freiwilligen Feuerwehren der Gemeinde
Rastede die Möglichkeit zur Einrichtung einer Unterstützungsabteilung zu schaffen
und die Satzung der Freiwilligen Feuerwehr entsprechend anzupassen. Dieser
Beschluss wurde mit Schreiben vom 30.04.2026 an die Gemeindeverwaltung mit der
Bitte um Umsetzung übermittelt. 
 
Gemäß § 11 Abs. 3 des Niedersächsischen Brandschutzgesetzes (NBrandSchG)
verfügen die Freiwilligen Feuerwehren über eine Einsatzabteilung. Darüber hinaus
können weitere Abteilungen eingerichtet werden, insbesondere Kinder- und
Jugendfeuerwehren sowie Alters-, Ehren- und Musikabteilungen. 
 
In der Gemeinde Rastede bestehen bereits zahlreiche Abteilungen für die Kinder-
und Jugendfeuerwehren sowie der Altersabteilung. Die Erfahrung hat jedoch gezeigt,
dass beispielsweise die Betreuerinnen und Betreuer der Kinderfeuerwehren, die
nicht zwingend Mitglieder der Einsatzabteilung sein müssen, oder die sogenannten
„Alarmmuttis“ der Ortsfeuerwehr Rastede keiner eigenen Abteilung angehören.
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Derzeit werden diese Personen als fördernde Mitglieder geführt, was eher für
Personen vorgesehen ist, die die Arbeit der Feuerwehr ohne aktiven Dienst
unterstützen. 
 
Ein weiterer Beweggrund für die Einrichtung einer Unterstützungsabteilung ist die
Möglichkeit, Bürgerinnen und Bürger eine Mitwirkung in der Feuerwehr zu
ermöglichen, auch wenn sie nicht aktiv in der Einsatzabteilung teilnehmen können.
Dies umfasst insbesondere den Aspekt der Inklusion. Die Mitglieder der
Unterstützungsabteilung sind sodann auch über die Feuerwehrunfallkasse versichert.
 
Um die Einrichtung einer solchen Unterstützungsabteilung zu ermöglichen, ist eine
entsprechende Anpassung der Satzung für die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde
Rastede erforderlich. In der Anlage 1 zu dieser Vorlage ist die 1. Änderung der
Satzung für die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde Rastede beigefügt. 
 
Der bisherige Wortlaut des § 12 soll dahingehend geändert werden, dass künftig
neben der Musikabteilung auch eine Unterstützungsabteilung eingerichtet werden
kann. Auch § 15 ist entsprechend anzupassen. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen:
 
Keine.
 
Aufwandsentschädigungen sind für Mitglieder der Unterstützungsabteilung nicht
vorgesehen. 
 
 
Auswirkungen auf das Klima:
 
Keine. 
 
 
Anlagen:
 
1. Satzung zur Änderung der Satzung für die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde
Rastede
 



 

 
 

1. Satzung zur Änderung der Satzung 
für die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde Rastede 

 
 

Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 
17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 
29. Januar 2025 (Nds. GVBI. 2025 Nr. 3) und der §§ 1 und 2 des Niedersächsischen Brand-
schutzgesetzes (NBrandSchG) vom 18.Juli 2012 (Nds. GVBl. S. 269), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 06. November 2024 (Nds. GVBI. 2024 Nr. 91) hat der Rat 
der Gemeinde Rastede in seiner Sitzung vom xx.xx.xxxx folgende 1. Satzung zur Änderung 
der Satzung für die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde Rastede beschlossen: 
 
 
Artikel I: 
 
Die Satzung für die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde Rastede vom 21.03.2023 wird wie 
folgt geändert: 
 
 
§ 12 erhält folgende Fassung: 
 
 
 
 

§ 12 
Angehörige der Musikabteilung und der Unterstützungsabteilung 

 
(1) Musikabteilungen und Unterstützungsabteilungen können eingerichtet werden.  

 
(2) Die Zugehörigkeit zur Musikabteilung oder zur Unterstützungsabteilung ist an be-

sondere Voraussetzungen nicht gebunden. Die Angehörigen der Musikabteilung 
und der Unterstützungsabteilung müssen ihren Wohnsitz nicht in der Gemeinde ha-
ben. Sie müssen keinen Einsatzdienst leisten. 
 

(3) Über die Aufnahme entscheidet das Ortskommando. 
 
 
 

 
§ 15 erhält folgende Fassung: 

 
 
 
 

§ 15 
Rechte und Pflichten  

 
(1) Die Angehörigen der Einsatzabteilung und der Unterstützungsabteilung sind ver-

pflichtet, die ihnen übertragenen Aufgaben gewissenhaft auszuführen, die Kame-
radschaft zu wahren und Ihren Vorgesetzten beratend zu unterstützen. Sie haben 
die von ihren Vorgesetzten im Rahmen der Aufgaben der Feuerwehr gegebenen 
Anordnungen zu befolgen. Angehörige der Einsatzabteilung, die aus persönlichen 

kobbe
Textfeld
Anlage 1 zu Vorlage 2026/076



 

 
 

Gründen vorübergehend an der Teilnahme am Einsatz- und Ausbildungsdienst ver-
hindert sind, können auf Antrag durch die Ortsbrandmeisterin oder den Ortsbrand-
meister befristet beurlaubt werden. Während der Dauer der Beurlaubung ruhen die 
Rechte und Pflichten als Angehöriger der Einsatzabteilung. 
 

(2) Die Mitglieder in der Kinder- oder Jugendabteilung sollen an dem für sie vorgesehe-
nen Übungsdienst und sonstigen Veranstaltungen teilnehmen. Sie haben die im 
Rahmen der Aufgaben der Kinder- und Jugendabteilung gegebenen Anordnungen 
zu befolgen. 
 

(3) Jedes Mitglied hat die ihm überlassenen Bekleidungs- und Ausrüstungsgegen-
stände sowie die Geräte pfleglich und schonend zu behandeln. Bei vorsätzlicher 
oder grobfahrlässiger Beschädigung von Bekleidungs- und Ausrüstungsgegenstän-
den sowie von Geräten kann die Gemeinde den Ersatz des entstandenen Schadens 
verlangen. Dienstkleidung darf außerhalb des Dienstes nicht getragen werden. 
 

(4) Mitglieder, die Feuerwehrdienst verrichten, sind nach den gesetzlichen Bestimmun-
gen unfallversichert. Jedes Mitglied ist verpflichtet, die "Unfallverhütungsvorschriften 
für Feuerwehren" zu beachten. Tritt ein Unfall im Feuerwehrdienst ein, so ist dies 
unverzüglich über die Ortsfeuerwehr der Gemeinde zu melden. Dies gilt auch für 
Erkrankungen, die erkennbar auf den Feuerwehrdienst zurückzuführen sind. 
 

(5) Stellt ein Mitglied fest, dass ihm während des Feuerwehrdienstes ein Schaden an 
seinem privaten Eigentum entstanden ist, so gilt Absatz 4 Satz 3 entsprechend. 

 
(6) Die Dienstanweisung der Gemeinde Rastede zur Verschwiegenheit im Bereich der 

Freiwilligen Feuerwehr gilt entsprechend. Die Kenntnisnahme ist durch jedes Mit-
glied der Einsatzabteilung und der Unterstützungsabteilung durch Unterschrift zu 
dokumentieren.  

 
 

 
Artikel II: 
 
Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
  
 
 
Rastede, den xx.xx.xxxx 
 
 
gez. Krause 
Bürgermeister 
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 Gemeinde Rastede
Der Bürgermeister

 

B e s c h l u s s v o r l a g e 
 

Vorlage-Nr.: 2026/074
freigegeben am 12.05.2026
 
GB 2 Datum: 28.04.2026
Sachbearbeiter/in: Schlingermann, Sabrina

 

Fortschreibung des Feuerwehrbedarfsplan
 
 
Beratungsfolge:
Status Datum Gremium
Ö 26.05.2026 Feuerschutzausschuss
N 02.06.2026 Verwaltungsausschuss

 
 
 
Beschlussvorschlag:
 
Die Verwaltung wird beauftragt, die Fortschreibung der Feuerwehrbedarfsplanung
durch ein externes Fachbüro erstellen zu lassen. 
 
Die dafür benötigten Mittel (vgl. finanzielle Auswirkungen) sollen im Haushalt für das
Jahr 2027 eingeplant werden. 
 
 
Sach- und Rechtslage:
 
Der Feuerwehrbedarfsplan der Gemeinde Rastede wurde erstmals im Jahr 2019
erstellt und von den politischen Gremien zur Kenntnis genommen (vgl. Vorlagen
2018/123 und 2019/247). Vertreter der Feuerwehr und der Fraktionen waren am
Erstellungsprozess beteiligt. Mehrere Einzelmaßnahmen aus dem
Feuerwehrbedarfsplan wurden bereits umgesetzt (z. B. Neubeschaffungen von
Gerätschaften). Sämtliche im Fahrzeugbeschaffungskonzept vorgesehenen
Ersatzbeschaffungen von Fahrzeugen wurden bereits realisiert. 
 
Einzig die ursprünglich geplante gemeinsame Beschaffung der Mannschaftstrans-
portwagen konnte mangels geeigneter Stellflächen bisher nicht umgesetzt werden.
Stattdessen ist die schrittweise Beschaffung der Mannschaftstransportwagen für die
einzelnen Ortsfeuerwehren geplant, sobald die erforderlichen Voraussetzungen,
insbesondere geeignete Stellflächen, geschaffen sind. 
 
Das beschlossene Ausstattungskonzept der Feuerwehrgerätehäuser wurde in den
Planungen der beiden Neubauten der Ortsfeuerwehren Hahn und Ipwege-Wahnbek
berücksichtigt. Die Maßnahmen befinden sich derzeit in der Genehmigungsphase.
Nach Erteilung der Baugenehmigungen können die notwendigen Gewerke ausge-
schrieben werden. Die weiteren Planungen der übrigen Feuerwehrgerätehäuser
erfolgen abhängig von den jeweiligen zeitlichen und örtlichen Rahmenbedingungen.
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Ursprünglich war gemäß Feuerwehrbedarfsplan eine reguläre Fortschreibung nach
fünf Jahren vorgesehen, was in diesem Fall im Jahr 2024 gewesen wäre. Da die
Umsetzung der Konzepte und Maßnahmen jedoch aufgrund zeitlicher
Verzögerungen noch nicht abgeschlossen sind, wurde bisher keine Fortschreibung
vorgenommen. 
 
Inzwischen haben sich jedoch einige neue Entwicklungen ergeben, die eine
rechtliche Neubewertung und eine Fortschreibung des Feuerwehrbedarfsplans
erforderlich machen. Ein Punkt ist zum Beispiel die Prüfung durch den Landkreis
Ammerland zur Notwendigkeit eines Hubrettungsfahrzeugs (Drehleiter) für das
gesamte Kreisgebiet. Das Ergebnis dieser durch ein externes beauftragtes Fachbüro
vorgenommenen Überprüfung ist, dass für das gesamte Kreisgebiet ein einzelnes
Hubrettungsfahrzeug ausreichend sei. Dies widerspricht der damaligen Einschätzung
im Feuerwehrbedarfsplan der Gemeinde Rastede, nach der ein eigenes
Hubrettungsfahrzeug für das Gemeindegebiet als notwendig erachtet wurde. 
 
In einer Konferenz der Hauptverwaltungsbeamten wurde die Verständigung erzielt,
dass der Landkreis Ammerland die Beschaffung eines Hubrettungsfahrzeugs
übernimmt und die Gemeinden und die Stadt Westerstede sich an den Kosten
beteiligen. Diese Kostenbeteiligung wird in der Haushaltsplanung 2027
Berücksichtigung finden. Trotz Bereitstellung eines Hubrettungsfahrzeugs durch den
Landkreis bleibt die Gemeinde weiterhin in der gesetzlichen Verantwortung und
Zuständigkeit. Das Niedersächsische Brandschutzgesetz legt fest, dass die
Verantwortung für den abwehrenden und vorbeugenden Brandschutz bei den
Gemeinden liegt.
 
Im Übrigen ergeben sich unter anderem auch Notwendigkeiten für eine
Fortschreibung aus dem Löschwasserkonzept (vgl. Vorlage 2026/077), die in der
Fortschreibung des Bedarfsplanes zu berücksichtigen sind.
 
Die Fortschreibung des Feuerwehrbedarfsplans soll erneut durch ein externes
Fachbüro erfolgen.
 
 
Finanzielle Auswirkungen:
 
Eine erste Marktsondierung hat ergeben, dass mit Kosten für die Fortschreibung des
Feuerwehrbedarfsplan zwischen 10.000 und 12.000 Euro zu rechnen ist. Die
entsprechenden Haushaltsmittel sollen im Haushaltsjahr 2027 eingeplant werden.
 
 
Auswirkungen auf das Klima:
 
Keine. 
 
 
Anlagen:
 
Keine. 
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 Gemeinde Rastede
Der Bürgermeister

 

B e s c h l u s s v o r l a g e 
 

Vorlage-Nr.: 2026/078
freigegeben am 12.05.2026
 
GB 2 Datum: 04.05.2026
Sachbearbeiter/in: Schlingermann, Sabrina

 

Sachstand Katastrophenschutz
 
 

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium
Ö 26.05.2026 Feuerschutzausschuss
N 02.06.2026 Verwaltungsausschuss

 
 
 

Beschlussvorschlag:
 
Der Bericht zum Sachstand Katastrophenschutz wird zur Kenntnis genommen.
 
Die Verwaltung wird beauftragt, entsprechend dem Sachstandsbericht Maßnahmen
vorzubereiten und umzusetzen, die der Sicherstellung des Bevölkerungsschutzes
dienen. Nötige Mittel und Personalressourcen sollen – sofern noch nicht vorhanden –
im Haushalt und Stellenplan 2027 ff. eingeplant werden.
 
 

Sach- und Rechtslage:
 
Nach dem Niedersächsischen Katastrophenschutzgesetz obliegt den Landkreisen
die Aufgabe des Katastrophenschutzes. Die Feststellung eines Katstrophenfalls liegt
vor, wenn ein Notstand, der Leben, Gesundheit oder die lebenswichtige Versorgung
der Bevölkerung, die Umwelt oder erhebliche Sachwerte in einem solchen Maße
gefährdet oder beeinträchtigt, dass eine Bekämpfung durch die zuständigen
Behörden und die notwendigen Einsatz- und Hilfskräfte eine zentrale Leitung
erfordert. Ein solches Szenario liegt beispielsweise vor, wenn im Landkreis
gleichzeitig mehrere oder großflächige Schadensereignisse auftreten. 
 
Bei regionalen Schadensereignissen innerhalb der Gemeinde ist die Gemeinde als
Gefahrenabwehrbehörde zur Bekämpfung einer Gefahr zuständig. Dies leitet sich
aus dem Niedersächsischen Polizei- und Ordnungsgesetz ab, wonach die Gemeinde
notwendige Maßnahmen zur Abwehr einer Gefahr trifft. Auch ist die Gemeinde für
die Vorbereitung auf solche Gefahren zuständig. 
 
Die Gemeinde hat dafür Sorge zu tragen, dass die Aufgaben der
Gefahrenabwehrbehörde, wie zum Beispiel die Aufrechterhaltung der
Einsatzbereitschaft der Feuerwehr, die Errichtung eines Stabes für die Koordinierung
des Einsatzgeschehens oder die Versorgung der Bürger gewährleistet werden. Dies
ist nur möglich, wenn die Gemeinde auch entsprechend handlungsfähig ist. 
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Im Rahmen des Gefahrenabwehrrechts sowie des Katastrophenschutzes ist es
notwendig, neben vielen anderen Szenarien auch auf einen möglichen längerfristigen
Stromausfall (Blackout) im schlimmsten Fall vorbereitet zu sein. Angesichts der
aktuellen weltweiten Lage, etwa kriegerischen Ereignissen oder Manipulationen an
kritischer Infrastruktur, wird deutlich, dass sich die Gemeinde auf derartige Szenarien
vorbereiten muss, auch wenn Deutschlands Stromversorgung zu den sichersten in
Europa gehört. Die CDU-Fraktion hat bereits mit Schreiben vom 13.09.2022 einen
Antrag gestellt, der folgenden Beschlussvorschlag beinhaltet:
 
„Die Verwaltung wird beauftragt, im Rahmen eines Notstromkonzeptes für die
Gemeinde die kurzfristige Ausstattung der Feuerwehrgerätehäuser,
Dorfgemeinschaftshäuser sowie Sporthallen der Gemeinde mit Notstromaggregaten
beziehungsweise einer Notstromeinspeisung zu prüfen.“
 
Vor dem Hintergrund der generellen gemeindlichen Zuständigkeit als auch infolge
des vorliegenden Antrags hat die Verwaltung für mehrere Bereiche nicht
abschließend Maßnahmenpläne erarbeitet, die bereits teilweise umgesetzt wurden
oder sukzessive umgesetzt werden sollen:
 
Aufrechterhaltung der Kommunikation
Die Kommunikation der Feuerwehren, Rettungsdienste, Polizei und weiterer
Behörden mit Sicherheitsaufgaben erfolgt mittels Digitalfunk. 
 
Der Digitalfunk ermöglicht eine organisationsübergreifende und bundesweite
Kommunikation und vereinfacht somit die Durchführung der Einsatzszenarien –
insbesondere in Krisenlagen und Katastrophenschutzsituationen. Der Digitalfunk
unterstützt damit die schnelle und verlässliche Hilfe für alle Bürgerinnen und Bürger. 
 
Für die Aufrechterhaltung der Kommunikation sind flächendeckend sogenannte
Basisstationen erforderlich. Bei einem Stromausfall verfügen die Basisstationen über
eine unabhängige Stromversorgung von maximal 6 Stunden. Anschließend ist keine
Kommunikation mehr möglich. Um dem Ausfall der Kommunikation
entgegenzuwirken, sollen die Basisstationen mit mobilen Netzersatzanlagen
(Notstromaggregaten) im Bedarfsfall ausgestattet werden.
 
Im ganzen Landkreis Ammerland sind die Basisstationen verteilt, sodass in
Abstimmung mit dem Landkreis und den übrigen kreisangehörigen Gemeinden und
der Stadt Westerstede insgesamt sechs Notstromaggregate beschafft wurden. Die
Gemeinde hat sich im Jahr 2024 dementsprechend an den Kosten beteiligt. 
 
Die Notstromaggregate wurden den Gemeinden für die regelmäßige Nutzung im
Feuerwehrbereich zur Verfügung gestellt. Allerdings besteht damit auch die
Verpflichtung, dass bei einem Stromausfall die Notstromversorgung der
Basisstationen durch die Gemeinde gewährleistet wird. 
 
Auch die Kommunikation zwischen der Verwaltung und der Führungsstelle der
Feuerwehr erfolgt über den Digitalfunk. Die dafür notwendige Ausstattung für den
Krisenstab steht nunmehr zur Verfügung.



Seite 3 von 5

Errichtung von Einspeisungspunkten und Ausstattung mit
Notstromaggregaten der Feuerwehrgerätehäuser
Für die Aufrechthaltung der Einsatzbereitschaft der Feuerwehren sollen vorrangig die
Feuerwehrgerätehäuser mit einer Notstromeinspeisung und einem entsprechenden
Notstromaggregat ausgestattet werden. Zudem sollen die Feuerwehrgerätehäuser
als Notfallinformationspunkte (Leuchtturmfunktion) fungieren, welche Anlaufstellen
zur Weiterleitung von Notfällen dienen. Die Bürgerinnen und Bürger können einen
Notfall unmittelbar an dieser Anlaufstelle melden, der anschließend an die
zuständigen Einheiten mittels Funktechnik weitergeleitet wird. 
 
In der Fläche ist es sinnvoll, die Feuerwehrgerätehäuser Hahn (Norden), Rastede
(Mitte) und Ipwege-Wahnbek (Süden) vorrangig auszustatten. Bei den
Feuerwehrgerätehäusern Hahn und Ipwege-Wahnbek wird die Notstromeinspeisung
im Zusammenhang mit der vorgesehenen Baumaßnahme erstellt.
 
Im Feuerwehrhaus Rastede befindet sich die sogenannte Führungsstelle, die bei
Großschadenslagen Einsätze im Gemeindegebiet koordiniert und auch
Kommunikationspartner des Krisenteams im Rathaus sein wird. Es ist daher
zielführend, dass hier vorrangig ein Einspeisungspunkt und ein entsprechendes
Notstromaggregat vorgesehen wird. Nach den Ortschaften hat das Gebiet um Loy
die dichteste Bevölkerung, sodass das jetzige Feuerwehrgerätehaus ebenfalls mit
einer Einspeisevorrichtung versehen wird.
 
Für die Ausstattung der Feuerwehrgerätehäuser mit einem Einspeisungspunkt und
einem entsprechenden Notstromaggregat stehen im Haushaltsplan 2026 insgesamt
50.000 Euro zur Verfügung. Hinzu kommt noch ein gebildeter Haushaltsrest in Höhe
von 62.000 Euro, sodass insgesamt 112.000 Euro zur Verfügung stehen. 
 
Für die beiden Feuerwehrgerätehäuser Rastede und Loy-Barghorn wird die
Anschaffung eines 20 kVA Notstromaggregats auf einem Fahrgestell vorgesehen.
Anhand der marktüblichen Preise belaufen sich die Kosten pro Notstromaggregat auf
ca. 30.000 Euro. Hinzu kommen noch die Kosten der Errichtung der
Notstromeinspeisung, sodass von einer Gesamtsumme von ca. 70.000 Euro
auszugehen ist. Die übrigen Mittel sind für die Beschaffung von weiteren
Notstromaggregaten in den Feuerwehrhäusern zu berücksichtigen. Hier ist im
weiteren Verlauf zu prüfen, ob auch aufgrund der Lieferzeiten bereits eine
Beschaffung für die Feuerwehrgerätehäuser Hahn und Ipwege-Wahnbek
vorzunehmen ist. 
 
Ausstattung weiterer öffentlicher Einrichtungen
Aktuell verfügen das Rathaus und die Mehrzweckhalle über eine entsprechende
Notstromeinspeisung. Für die Einspeisung wurde vor Jahren ein mobiles
Notstromaggregat mit einer Leistung von 100 kvA angeschafft, welches zur
regelmäßigen Nutzung bei der Feuerwehr untergestellt ist. Im Jahr 2024 ist auch die
Kläranlage mit einer entsprechenden Einrichtung ausgestattet worden. 
 
Mittelfristig sind weitere Liegenschaften mit Notstromeinspeisungen
beziehungsweise Notstromaggregaten vorzusehen. Hier sei auf den Bedarf an
Material- und Essensausgaben, Wärmestuben sowie Betreuungsplätze hingewiesen.
Nach dem Rathaus und der Mehrzweckhalle sollen hier insbesondere
Liegenschaften in Hahn und Wahnbek vorgesehen werde, damit in der Fläche gute
Erreichbarkeiten erzielt werden. 
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Die Kosten für die Errichtung einer Notstromversorgung werden sich voraussichtlich
an den Kosten der Feuerwehrhäuser orientieren. 
 
Für die Beheizung der Wärmestuben kommen verschiedene Varianten, wie
beispielsweise die Installation von Infrarotplatten, in Frage. Die Umsetzung richtet
nach den örtlichen Gegebenheiten.
 
Eine Ausstattung aller gemeindeeigenen Einrichtungen ist nicht zielführend, zumal
die Beschaffung von Notstromaggregaten eine erhebliche finanzielle Auswirkung zur
Folge hätte. Die Notstromaggregate sind entsprechend zu lagern, zu betreiben und
zu warten. Zudem bleibt im Krisenfall zu berücksichtigen, das ausreichend Hilfskräfte
für das Betreiben zur Verfügung stehen müssen. 
 
Aufbau eines Krisenstabs
Ein Krisenstab ist erforderlich, wenn aufgrund eines besonderen Ereignisses,
insbesondere im Bereich Katastrophenschutz, ein über das gewöhnliche Maß
hinausgehender hoher Koordinations- und Entscheidungsbedarf besteht. Der
Verwaltungsstab besteht aus einer Gruppe von Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Gemeindeverwaltung und zusätzlich ausgewählter Fachberater. 
 
Der Krisenstab orientiert sich an der Struktur des Führungsstabs der Feuerwehr
(Feuerwehrdienstvorschrift 100) und gliedert sich in sechs Sachgebiete:
 
S1: Personal/Innere Dienste
S2: Lage
S3: Einsatz
S4: Versorgung
S5: Presse- und Medienarbeit
S6: Informations- und Kommunikationswesen
 
Die Leitung und Stellvertretung übernehmen die Bürgermeisterin beziehungsweise
der Bürgermeister oder der/die Allgemeine Vertreter/in. Die Leiterin und Leiter und
deren Stellvertreter/innen der einzelnen Sachgebiete wurden innerhalb der
Gemeindeverwaltung grundsätzlich so ausgewählt, dass die Erfahrungen aus deren
Stellen sich in den einzelnen Sachgebieten wiederspiegeln.
 
Die Arbeit im Krisenstab ist jedoch nicht alltäglich und erfordert eine entsprechende
Anleitung, Schulung und Umsetzung.
 
Geplant ist eine Schulung durch ein externes, spezialisiertes Unternehmen. Erste
Kostenschätzungen für die Schulung des gesamten Krisenstabs einschließlich einer
Abschlussübung belaufen sich auf ca. 15.000 Euro. Entsprechende Mittel stehen
aktuell nicht zur Verfügung und werden im Haushaltsplan 2027 eingeplant. 
 
Warnung der Bevölkerung
Die Warnung der Bevölkerung erfolgt durch die bereits gängigen Warn-Apps, wie
zum Beispiel Biwapp, KatWarn, Nina und Mowas. Hinzu kommt noch die Möglichkeit
der Sirenenwarnung, welches ein zentrales Instrument des Katastrophenschutzes
darstellt, damit die Bevölkerung bei akuten Gefahren gewarnt werden kann.
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In der Gemeinde Rastede gibt es zurzeit 12 Sirenen. Für die beiden Neubauten der
Feuerwehrgerätehäuser Hahn und Ipwege-Wahnbek wird während der
Baumaßnahme die Installation von neuen elektrischen Sirenen vorgesehen. Aktuell
wird seitens des Landkreises Ammerland eine Sirenenstandortanalyse
vorgenommen, welche für jede Gemeinde den Handlungsbedarf aufzeigen soll. Es
ist davon auszugehen, dass für das Gemeindegebiet Rastede weitere Sirenen
erforderlich werden. Empfehlungen zum Austausch der bestehenden Sirenen gegen
neue elektrische Sirenen mit Durchsagemöglichkeit und einer höheren Reichweite
werden zudem erwartet. 
 
Erste Kostenschätzungen zufolge entstehen für den Aufbau solcher Sirenen Kosten
in Höhe von ca. 30.000 Euro pro Stück. Hinzu kommen gegebenenfalls weitere
Kosten für die Errichtung der Standorte. Die entsprechenden Mittel sind nach
Erstellung der Standortanalyse mit Festlegung des Handlungsbedarfes in den
folgenden Haushaltsjahren einzuplanen. 
 
Personalbedarf
Im Rahmen der aktuellen Personalressourcen wurden bereits
Maßnahmenempfehlungen ausgearbeitet und vereinzelt umgesetzt. Für eine
effektive Umsetzung dieser Maßnahmen ist jedoch nun ein gezieltes Vorgehen
erforderlich. Dazu gehört insbesondere auch die Sensibilisierung der Bevölkerung
sowie die aktive Kommunikation. Um dies in geeigneter Weise sicherzustellen, wird
aktuell der erforderliche Personalbedarf überprüft und gegebenenfalls mit dem
nächsten Stellenplan angepasst.
 
Es wird darauf hingewiesen, dass vorgenannte Maßnahmen nicht alle denkbaren
Vorbereitungen von Krisen- und Katastrophenschutzlagen abbilden und der
Fachbereich selbstverständlich weitere Pläne, wie zum Beispiel Evakuierungspläne
etc. vorbereitet und Sonderausstattungen beschafft hat, und weitere Szenarien (z. B.
Cybersicherheitsvorfälle) in den Blick nehmen wird.
 
 
Finanzielle Auswirkungen:
 
Siehe Sach- und Rechtslage. 
 
 
Auswirkungen auf das Klima:
 
Die Auswirkungen auf das Klima können erst im Rahmen der Ausführung
abgeschätzt werden. Für die Nutzung von Notstromaggregaten fallen die
arttypischen Emissionen an. 
 
 
Anlagen:
 
Keine.
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 Gemeinde Rastede
Der Bürgermeister

 

B e s c h l u s s v o r l a g e 
 

Vorlage-Nr.: 2026/081
freigegeben am 12.05.2026
 
GB 2 Datum: 07.05.2026
Sachbearbeiter/in: Schlingermann, Sabrina

 

Notstromversorgung im Falle eines Blackouts - Antrag der CDU-
Fraktion
 
 
Beratungsfolge:
Status Datum Gremium
Ö 26.05.2026 Feuerschutzausschuss
N 02.06.2026 Verwaltungsausschuss

 
 
 
Beschlussvorschlag:
 
Die Verwaltung wird beauftragt, die Ausstattung der gemeindlichen
Feuerwehrhäuser, Dorfgemeinschaftshäuser und Sporthallen mit einem
Notstromaggregat, beziehungsweise einer Notstromeinspeisung im Rahmen der
Sicherstellung des Bevölkerungsschutzes zu berücksichtigen. 
 
 
Sach- und Rechtslage:
 
Die CDU-Fraktion hat mit Schreiben vom 13.09.2022 beantragt, im Rahmen eines
Notstromkonzeptes für die Gemeinde Rastede die Ausstattung der
Feuerwehrhäuser, Dorfgemeinschaftshäuser sowie Sporthallen der Gemeinde mit
Notstromaggregaten beziehungsweise einer Notstromeinspeisung zu prüfen.
 
Auf die Ausführungen in der Vorlage 2026/078 - Sachstand Katastrophenschutz -
wird verwiesen. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen:
 
Auf die Ausführungen in der Vorlage 2026/078 - Sachstand Katastrophenschutz -
wird verwiesen.
 
 
Auswirkungen auf das Klima:
 
Zunächst keine. 
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Anlagen:
 
Anlage 1 – Antrag der CDU-Fraktion
 



Fraktion im Rasteder Gemeinderat

 

CDU-Fraktion im 
Rasteder Gemeinderat 

Mitteldörper Weg 15 
26180 Rastede 

01520 99 20 340 
alex@zeitfuerpolitik.de 

Mehr erfahren? 
www.cdu-rastede.de 

 

   
 
 

A n t r a g  
gemäß §4 der Geschäftsordnung des Rates 

 

Notstromversorgung im Falle eines Blackouts 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Die Verwaltung wird beauftragt, im Rahmen eines Notstromkonzepts für die Gemeinde Rastede die 

kurzfristige Ausstattung der Feuerwehrhäuser, Dorfgemeinschaftshäuser sowie Sporthallen der 

Gemeinde mit Notstromaggregaten beziehungsweise einer Notstromeinspeisung zu prüfen. 

 

Begründung:  

 

Vor dem Hintergrund der aktuellen Energiekrise ist es erforderlich, sich mit der realen Gefahr eines 

anhaltenden, großflächigen Stromausfalls (Blackout) im kommenden Winter und den möglichen 

Auswirkungen auf kritische Infrastrukturen, wie beispielsweise einem Ausfall der Kraftstoff-, 

Lebensmittel- und Trinkwasserversorgung, der Kommunikationsinfrastruktur oder der 

Abwasserbeseitigung, auseinanderzusetzen sowie den Ist-Zustand in der Gemeinde zu erheben. 

 

Damit Katastrophenhilfe und Notversorgung im Falle eines Blackouts schnell und effektiv starten 

können, ist es aus Sicht der CDU-Fraktion von hoher Priorität, dass neben dem Rathaus insbesondere 

die Feuerwehrstandorte in der Gemeinde autark mit Strom versorgt werden. Die Feuerwehrhäuser 

sind nicht nur Einsatzzentralen, sondern zugleich wichtige Anlaufstellen für die Bevölkerung. Wenn 

Telefonnetze aufgrund eines Stromausfalles zusammenbrechen, können hier Rettungsketten in Gang 

gesetzt werden. Auch als Orte für eine Material- und Essensausgabe, als zuverlässiger 

Informationsstandort und notfalls auch als Wärmestuben gewährleisten die Feuerwehrhäuser in einer 

entsprechenden Situation ganz wesentlich die Grundversorgung und Sicherheit in unserer Gemeinde.  

 

Als weitere Objekte für eine mögliche Notstromeinspeisung sind neben den Feuerwehrhäusern auch 

die Dorfgemeinschaftshäuser und Turnhallen als Anlaufstellen für die Bürgerinnen und Bürger zu 

prüfen. Die Bürgerinnen und Bürger sollten frühzeitig und präventiv über die Maßnahmen der 

Gemeinde und mögliche Anlaufstellen informiert werden. 

 

 

 

 

Alexander von Essen 

Fraktionsvorsitzender 

13. September 2022 
WP21-26/A-004 

kobbe
Textfeld
Anlage 1 zu Vorlage 2026/081
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